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A. Zielsetzung 

Anstoßwirkung auf die wirtschaftlichen Wachstumskräfte zur 
Sicherung und Schaffung wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze. 

Verwirklichung der Petersberger Steuervorschläge der Steuer-
reform-Kommission schon 1998 in einem ersten Reformschritt. 

B. Lösung 

Senkung des Einkommensteuer-Höchstsatzes für gewerbliche 
Einkünfte von 47 vom Hundert auf 40 vom Hunde rt ; Senkung des 
Körperschaftsteuersatzes für einbehaltene Gewinne von 45 auf 

40 vom Hundert und für ausgeschüttete Gewinne von 30 auf 
28 vom Hundert . 

Senkung des Solidaritätszuschlags von 7,5 auf 5,5 vom Hunde rt . 

Finanzierung der vorgezogenen Steuersatzsenkung bei der Ein-
kommen- und Körperschaftsteuer durch strengere Gewinnermitt-
lungsvorschriften und durch Absenkung der degressiven Ab-

setzung für Abnutzung für bewegliche Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens um 3 Prozentpunkte. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen 

Für die Haushalte der Gebietskörperschaften ergeben sich in 
den Rechnungsjahren 1998 bis 2001 die nachfolgenden Auswir-
kungen: 
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Finanzielle Auswirkungen des Steuerreformgesetzes 1998 
in den Rechnungsjahren 1998 bis 2001 

Steuermehr-(+)/Steuermindereinnahmen (-) 

Gebietskörperschaft 
in Mio. DM in den Rechnungsjahren 

1998 1999 2000 2001 

Bund 	  -5 539 -3 467 -5 200 -6 251 

Länder 	 -777 +1 706 +931 +321 

Gemeinden 	 -120 +2 007  +1670  +1 264 

Insgesamt 	 -6436 +246 -2 599 -4 666 

Einzelheiten sind aus dem beigefügten Finanztableau ersichtlich. 

Der Vollzugsaufwand ist nicht bezifferbar. 

E. Sonstige Kosten 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen führen insgesamt nicht zu 
nennenswerten zusätzlichen Kosten bei den Wirtschaftsunter-

nehmen.  



Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (432) - 522 00 - Ste 224/97 

Bonn, den 30. Mai 1997 

Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/7775  

An die 
Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Steuerreformgesetzes (StrRG) 1998 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 712. Sitzung am 16. Mai 1997 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 ersicht-
lich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Steuerreformgesetzes (StRG) 1998 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 	 Artikel 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 	1 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 	2 

Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 	3 

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 	4 

Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes 	5 

Inkrafttreten 	 6 

Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. September 1990 (BGBl. I 
S. 1898, 1991 .I S. 808), zuletzt geändert durch ..., 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 wird nach Absatz 4 folgender Absatz 4 a 
eingefügt: 

„ (4 a) Rückstellungen für drohende Verluste 
aus schwebenden Geschäften dürfen nicht gebil-
det werden. Für einen drohenden Gesamtverlust 
aus allen schwebenden Geschäften, die nicht 
Dauerschuldverhältnisse sind, ist ein gesonderter 
Passivposten zu bilden, soweit die Summe der 
drohenden Verluste die Summe der nicht reali-
sierten Gewinne aus diesen Geschäften über-
steigt. " 

2. § 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, 
die der Abnutzung unterliegen, sind mit 
den Anschaffungs- oder Herstellungsko-
sten oder dem an deren Stelle tretenden 
Wert , vermindert um die Absetzungen für 
Abnutzung, erhöhte Absetzungen, Son-
derabschreibungen, Abzüge nach § 6 b 
und ähnliche Abzüge, anzusetzen. " 

bb) Satz 4 wird gestrichen. 

b) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefaßt: 

„Andere als die in Nummer 1 bezeichne-
ten Wirtschaftsgüter des Bet riebs (Grund 
und Boden, Beteiligungen, Umlaufvermö-
gen) sind mit den Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten oder dem an deren Stelle  

tretenden We rt , vermindert um Abzüge 
nach § 6 b und ähnliche Abzüge, anzuset-
zen. Nummer 1 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend." 

bb) Satz 3 wird gestrichen. 

c) In Nummer 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei der Bewertung von Rückstellungen für 
gleichartige ungewisse Verbindlichkeiten oder 
Gewährleistungen, die ohne rechtliche Ver-
pflichtung erbracht werden, ist auf der Grund-
lage der Erfahrungen in der Vergangenheit 
aus der Abwicklung solcher Verbindlichkeiten 
oder Gewährleistungen die Wahrscheinlich-
keit zu berücksichtigen, daß der Steuerpflich-
tige nur zu einem Teil der Summe dieser Ver-
bindlichkeiten oder Gewährleistungen in An-
spruch genommen wird. " 

3. § 7 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Absetzung für Abnutzung in fallenden Jah-
resbeträgen kann nach einem unverände rten 
Hundertsatz vom jeweiligen Buchwert (Restwert) 
vorgenommen werden; der dabei anzuwendende 
Hundertsatz darf höchstens das 2,2 fache des bei 
der Absetzung für Abnutzung in gleichen Jahres-
beträgen in Betracht kommenden Hundertsatzes 
betragen und 22 vom Hundert nicht überstei-
gen. " 

4. § 32 Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Nach Satz 1 Nr. 1 und 2 wird ein Kind nur be-
rücksichtigt, wenn es Einkünfte und Bezüge, die 
zur Bestreitung des Unterhalts oder der Berufs-
ausbildung bestimmt oder geeignet sind, von 
nicht mehr als 12 360 Deutsche Mark im Kalen-
derjahr hat; dieser Betrag ist zu kürzen, soweit es 
nach den Verhältnissen im Wohnsitzstaat des 
Kindes notwendig und angemessen ist. " 

5. § 32 a Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

,(1) Die tarifliche Einkommensteuer bemißt 
sich nach dem zu versteuernden Einkommen. Sie 
beträgt vorbehaltlich der §§ 32b, 34, 34b und 
34 c jeweils in Deutsche Mark für zu versteuern-
de Einkommen 

1. bis 12 365 Deutsche Mark (Grundfreibetrag): 
0; 

2. von 12 366 Deutsche Mark bis 58 643 Deut-
sche Mark: 
(91,19-y+2590) •y; 

3. von 58 644 Deutsche Mark bis 120 041 Deut-
sche Mark: 
(151,96 • z + 3 434) • z + 13 938; 

4. von 120 042 Deutsche Mark an: 
0,53 • x - 22 843. 
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„y" ist ein Zehntausendstel des 12 312 Deutsche 
Mark übersteigenden Teils des abgerundeten zu 
versteuernden Einkommens. „z" ist ein Zehntau-
sendstel des 58 590 Deutsche Mark übersteigen-
den Teils des abgerundeten zu versteuernden 
Einkommens. „x" ist das abgerundete zu ver-
steuernde Einkommen.' 

6. § 32 c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Sind in dem zu versteuernden Einkom-
men gewerbliche Einkünfte im Sinne des 
Absatzes 2 enthalten, deren Anteil am zu ver-
steuernden Einkommen mindestens 77 220 
Deutsche Mark beträgt, ist von der tariflichen 
Einkommensteuer ein Entlastungsbetrag nach 
Absatz 4 abzuziehen. " 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Zur Ermittlung des Entlastungsbetrags 
wird zunächst für den abgerundeten gewerb-
lichen Anteil die Einkommensteuer nach § 32 a 
berechnet. Von diesem Steuerbetrag sind die 
Einkommensteuer, die nach § 32 a auf ein zu 
versteuerndes Einkommen in Höhe von 77 166 
Deutsche Mark entfällt, sowie 40 vom Hundert 
des abgerundeten gewerblichen Anteils, so-
weit er 77 166 Deutsche Mark übersteigt, ab-
zuziehen. Der sich hieraus ergebende Entla-
stungsbetrag ist auf volle Deutsche Mark auf-
zurunden." 

7. § 36 Abs. 2 Nr. 3 Sätze 1 und 2 werden wie folgt 
gefaßt: 

„3. die Körperschaftsteuer einer unbeschränkt 
körperschaftsteuerpflichtigen Körperschaft 
oder Personenvereinigung in Höhe von 7/18 
der Einnahmen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 
oder 2, soweit diese nicht aus Ausschüttun-
gen stammen, für die Eigenkapital im Sinne 
des § 30 Abs. 2 Nr. 1 des Körperschaftsteuer-
gesetzes als verwendet gilt. Das gleiche gilt 
bei Einnahmen im Sinne des § 20 Abs. 2 Nr. 2 
Buchstabe a, die aus der erstmaligen Veräu-
ßerung von Dividendenschemen oder son-
stigen Ansprüchen durch den Anteilseigner 
erzielt worden sind; in diesen Fällen beträgt 
die anrechenbare Körperschaftsteuer höch-
stens 7/18 des Betrages, der auf die veräußer-
ten Ansprüche ausgeschüttet wird. " 

8. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 3 wird folgender Satz einge-
fügt: 

„Wird der Gewinn nach § 5 ermittelt, 
kommt eine Herabsetzung der Vorauszah-
lungen wegen der Änderungen durch das 
Steuerreformgesetz 1998 nur in Betracht, 
wenn der Steuerpflichtige die Herabset-
zung nach amtlich vorgeschriebenem Vor-
druck beantragt. " 

bb) Im neuen Satz 9 wird die Angabe „Satz 6" 
durch die Angabe „Satz 7" ersetzt.  

cc) Im neuen Satz 10 wird die Angabe 
„Satz 6" durch die Angabe „Satz 7" er-
setzt. 

b) In Absatz 5 Satz 2 wird die Angabe „im Fall 
des Absatzes 3 Sätze 2 bis 4" durch die An-
gabe „im Fall des Absatzes 3 Sätze 2 bis 5" 
ersetzt. 

9. In § 38c Abs. 1 Satz 4 tritt an die Stelle des Betra-
ges von 62 856 Deutsche Mark der Betrag von 
63 342 Deutsche Mark. 

10. In § 51 Abs. 4 Nr. 1 wird nach Buchstabe g ein 
Komma und folgender neuer Buchstabe h einge-
fügt: 

„h) die Anträge auf Herabsetzung der Voraus-
zahlungen in den Fällen des § 37 Abs. 3 
Satz 4". 

11. § 51 a Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Vorauszahlungen auf Zuschlagsteuern sind 
ohne besondere Aufforderung nach Maßgabe 
der für die Zuschlagsteuern geltenden Vorschrif-
ten zu entrichten 

1. solange ein Bescheid über die Vorauszahlun-
gen auf Zuschlagsteuern nicht erteilt worden 
ist oder 

2. sofern sich auf Grund von Änderungen der für 
die Zuschlagsteuern geltenden Vorschriften 
die Höhe der Zuschlagsteuern gegenüber dem 
erteilten Vorauszahlungsbescheid ändert." 

12. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit 
in den folgenden Absätzen nichts anderes be-
stimmt ist, erstmals für den Veranlagungszeit-
raum 1998 anzuwenden. Beim Steuerabzug 
vom Arbeitslohn gilt Satz 1 mit der Maßgabe, 
daß diese Fassung erstmals auf den laufenden 
Arbeitslohn anzuwenden ist, der für einen 
nach dem 31. Dezember 1997 endenden Lohn-
zahlungszeitraum gezahlt wird, und auf son-
stige Bezüge, die nach dem 31. Dezember 
1997 zufließen. " 

b) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 6 a ein-
gefügt: 

„ (6 a) § 5 Abs. 4 a ist erstmals für das Wi rt
-schaftsjahr anzuwenden, das nach dem 31. De-

zember 1997 endet. Rückstellungen für dro-
hende Verluste aus schwebenden Geschäften, 
die am Schluß des letzten vor dem 1. Januar 
1998 endenden Wirtschaftsjahrs zulässiger

-

weise gebildet worden sind, sind in den 
Schlußbilanzen des ersten nach dem 31. De-
zember 1997 endenden Wirtschaftsjahrs und 
der vier folgenden Wirtschaftsjahre mit minde-
stens je einem Fünftel gewinnerhöhend aufzu-
lösen. Soweit Rückstellungen wegen drohen-
der Verluste aus schwebenden Geschäften, 
die nicht Dauerschuldverhältnisse sind, nach 
Satz 2 auszuweisen sind, vermindert sich der 
gesonderte Passivposten nach § 5 Abs. 4 a 
Satz 2." 
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c) Absatz 7 wird wie folgt gefaßt: 

„(7) § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 und Nr. 2 Satz 3 
in der Fassung der Bekanntmachung vom . 

 7. September 1990 (BGBl. I S. 1898) ist letzt-
mals für das vor dem 1. Januar 1998 endende 
Wirtschaftsjahr (Letztjahr) anzuwenden. In 
Höhe von vier Fünftel des durch den Wegfall 
der in Satz 1 genannten Regelung im ersten 
nach dem 31. Dezember 1997 endenden Wi rt

-schaftsjahr (Erstjahr) entstehenden Gewinns 
kann im Erstjahr eine den steuerlichen Ge-
winn mindernde Rücklage gebildet werden, 
die in den dem Erstjahr folgenden vier Wi rt

-schaftsjahren jeweils mit mindestens einem 
Viertel gewinnerhöhend aufzulösen ist (Auflö-
sungszeitraum); die Rücklage darf nicht höher 
sein als der Gewinn, der auf einer Erhöhung 
des Teilwerts bis zum Ende des Letztjahrs be-
ruht. Wird ein der Regelung nach Satz 1 und 2 
unterliegendes Wirtschaftsgut im Auflösungs-
zeitraum veräußert oder entnommen, ist im 
Wirtschaftsjahr der Veräußerung oder Entnah

-

me der für das Wirtschaftsgut verbleibende 
Teil der Rücklage nach Satz 2 in vollem Um-
fang gewinnerhöhend aufzulösen. Soweit ein 
der Regelung nach Satz 1 und 2 unterliegen-
des Wirtschaftsgut im Auflösungszeitraum er-
neut auf den niedrigeren Teilwert abgeschrie-
ben wird, ist der für das Wi rtschaftsgut ver-
bleibende Teil der Rücklage nach Satz 2 in Hö-
he der Abschreibung gewinnerhöhend aufzu-
lösen. " 

d) Absatz 22 a wird wie folgt gefaßt: 

„(22a) § 32 Abs. 4 Satz 2 ist ab dem Veranla-
gungszeitraum 1999 mit der Maßgabe anzu-
wenden, daß an die Stelle des Betrags von 
12 360 Deutsche Mark der Betrag von 13 020 
Deutsche Mark tritt. " 

e) Absatz 22 b wird wie folgt gefaßt: 

,(22 b) § 32a Abs. 1 ist für den Veranla-
gungszeitraum 1999 und die folgenden Veran-
lagungszeiträume in der folgenden Fassung 
anzuwenden: 

„ (1) Die tarifliche Einkommensteuer bemißt 
sich nach dem zu versteuernden Einkommen. 
Sie beträgt vorbehaltlich der §§ 32b, 34, 34 b 
und 34 c jeweils in Deutsche Mark für zu ver-
steuernde Einkommen 

1. bis 13 067 Deutsche Mark (Grundfreibe-
trag) : 
0; 

2. von 13 068 Deutsche Mark bis 66 365 Deut-
sche Mark: 
(101,22 • y + 2590) • y; 

3. von 66 366 Deutsche Mark bis 120 041 
Deutsche Mark: 
(151,93 • z + 3 669) • z + 16 679; 

4. von 120 042 Deutsche Mark an: 
0,53 • x - 22 844. 

„y" ist ein Zehntausendstel des 13 014 Deut-
sche Mark übersteigenden Teils des abge-

rundeten zu versteuernden Einkommens. 
„z" ist ein Zehntausendstel des 66 312 
Deutsche Mark übersteigenden Teils des 
abgerundeten zu versteuernden Einkom-
mens. „x" ist das abgerundete zu versteu-
ernde Einkommen." ' 

f) Absatz 22 c wird wie folgt gefaßt: 

, (22c) § 32a Abs. 4 ist für den Veranlagungs-
zeitraum 1999 und die folgenden Ver-
anlagungszeiträume in der folgenden Fassung 
anzuwenden: 

„ (4) Für zu versteuernde Einkommen bis 
120 041 Deutsche Mark ergibt sich die nach 
den Absätzen 1 bis 3 berechnete tarifliche Ein-
kommensteuer aus der diesem Gesetz bei-
gefügten Anlage 4 (Einkommensteuer-Grund-
tabelle)."' 

g) Absatz 22 d wird wie folgt gefaßt: 

, (22d) § 32a Abs. 5 Satz 2 ist für den Veran-
lagungszeitraum 1999 und die folgenden Ver-
anlagungszeiträume in der folgenden Fassung 
anzuwenden: 

„Für zu versteuernde Einkommen bis 240 083 
Deutsche Mark ergibt sich die nach Satz 1 be-
rechnete tarifliche Einkommensteuer aus der 
diesem Gesetz beigefügten Anlage 5 (Einkom-
mensteuer-Splittingtabelle) . "' 

h) Nach Absatz 27 wird folgender Absatz 27 a 
eingefügt: 

„(27a) § 36 Abs. 2 Nr. 3 Sätze 1 und 2 sind 
erstmals anzuwenden 

a) auf Ausschüttungen, die auf einem den ge-
sellschaftsrechtlichen Vorschriften entspre-
chenden Gewinnverteilungsbeschluß für 
ein abgelaufenes Wirtschaftsjahr beruhen 
und die in dem ersten nach dem 31. Dezem-
ber 1997 endenden Wirtschaftsjahr der aus-
schüttenden Körperschaft erfolgen; 

b) auf andere Ausschüttungen und sonstige 
Leistungen, die in dem letzten vor dem 
1. Januar 1998 endenden Wirtschaftsjahr 
der ausschüttenden Körperschaft erfolgen. 

Für die Veranlagungszeiträume 1997 und 1998 
ist weitere Voraussetzung für die Anwendung 
des Satzes 1, daß eine Steuerbescheinigung 
vorliegt, die die nach § 36 Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 
und 2 anrechenbare Körperschaftsteuer in 
Höhe von  7/18 ausweist. " 

i) Absatz 28 wird wie folgt gefaßt: 

„(28) § 37 Abs. 3 Satz 6 in der Fassung die-
ses Gesetzes ist erstmals für den Veranla-
gungszeitraum 1991 anzuwenden. Für nega-
tive Einkünfte aus Vermietung und Verpach-
tung, die bei Inanspruchnahme erhöhter Ab-
setzungen nach § 14 c oder § 14 d des Berlinför-
derungsgesetzes entstehen, ist § 37 Abs. 3 
Satz 9 nur anzuwenden, wenn die Vorausset-
zungen für die Inanspruchnahme der erhöhten 
Absetzungen erstmals nach dem 31. Dezember 
1990 eingetreten sind. " 
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k) Absatz 28 a wird wie folgt gefaßt: 

„ (28a) Für den Veranlagungszeitraum 1999 
und die folgenden Veranlagungszeiträume ist 
§ 38c Abs. 1 Satz 4 mit  der Maßgabe anzuwen-
den, daß an die Stelle des Betrags von 63 342 
Deutsche Mark der Betrag von 64 476 Deut-
sche Mark tritt. " 

13. Die Anlagen werden wie folgt geändert: 

a) Die bisherigen Anlagen 2 und 3 fallen weg. 

b) Die bisherige Anlage 4 wird Anlage 2; der 
Klammerzusatz wird wie folgt gefaßt: 

„(zu § 32aAbs. 1 EStG)". 

c) Die bisherige Anlage 4 a wird Anlage 3; der 
Klammerzusatz wird wie folgt gefaßt: 

„(zu § 32a Abs. 5 EStG)". 

d) Die bisherige Anlage 5 wird Anlage 4. 

e) Die bisherige Anlage 5 a wird Anlage 5. 

Artikel 2 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Februar 1996 (BGBl. I 
S. 340), geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Der. bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Bei den Rückstellungen für noch nicht 
abgewickelte Versicherungsfälle (§ 341 g des 
Handelsgesetzbuches) sind die Erfahrungen im 
Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 3 des Einkommen-
steuergesetzes für jeden Versicherungszweig 
zu berücksichtigen, für den nach aufsichtsrecht-
lichen Vorschriften eine gesonderte Gewinn- 
und Verlustrechnung aufzustellen ist. Die Sum-
me der einzelbewerteten Schäden des Versiche-
rungszweiges ist um den Betrag zu mindern 
(Minderungsbetrag), der wahrscheinlich insge-
samt nicht zur Bef riedigung der Ansprüche für 
die Schäden benötigt wird." 

2. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Körperschaftsteuer beträgt 40 vom 
Hundert des zu versteuernden Einkommens. " 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Körperschaftsteuer ermäßigt sich auf 
37 vom Hundert bei Körperschaften, Personen-
vereinigungen und Vermögensmassen im Sinne 
des § 1 Abs. 1 Nr. 3 bis 6." 

c) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Die Körperschaftsteuer beträgt beim 
Zweiten Deutschen Fernsehen, Anstalt des öf-
fentlichen Rechts, für das Geschäft der Veran-
staltung von Werbesendungen 5,9 vom Hundert 
der Entgelte (§ 10 Abs. 1 des Umsatzsteuerge-

setzes) aus Werbesendungen. Absatz 4 gilt ent-
sprechend." 

3. § 27 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Schüttet eine unbeschränkt steuerpflichtige 
Kapitalgesellschaft Gewinn aus, so mindert oder 
erhöht sich ihre Körperschaftsteuer um den Unter-
schiedsbetrag zwischen der bei ihr eingetretenen 
Belastung des Eigenkapitals (Tarifbelastung), das 
nach § 28 als für die Ausschüttung verwendet gilt, 
und der Belastung, die sich hierfür bei Anwen-
dung eines Steuersatzes von 28 vom Hundert des 
Gewinns vor Abzug der Körperschaftsteuer ergibt 
(Ausschüttungsbelastung)." 

4. § 30 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„In der Gliederung sind vorbehaltlich des § 32 die 
Teilbeträge getrennt auszuweisen, die entstanden 
sind aus 

1. Einkommensteilen, die nach dem 31. Dezember 
1997 der Körperschaftsteuer ungemildert unter-
liegen; 

2. Einkommensteilen, die nach dem 31. Dezember 
1997 einer Körperschaftsteuer von 28 vom Hun-
dert unterliegen;  

3. Vermögensmehrungen, die der Körperschaft-
steuer nicht unterliegen oder die das Eigenka-
pital der Kapitalgesellschaft in vor dem 1. Januar 
1977 abgelaufenen Wirtschaftsjahren erhöht 
haben. " 

5. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Nummer 4 wie folgt gefaßt: 

„4. sonstige nichtabziehbare Ausgaben von 
den Einkommensteilen, die nach dem 
31. Dezember 1997 ungemildert der Körper-
schaftsteuer unterliegen. " 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Soweit die in Absatz 1 Nr. 4 bezeichneten Ein-
kommensteile für den Abzug nach dieser Vor-
schrift nicht ausreichen, treten die Einkom-
mensteile an ihre Stelle, die nach dem 31. De-
zember 1997 einer Körperschaftsteuer von 
28 vom Hundert unterliegen. " 

6. § 32 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. der in Höhe der Ausschüttungsbelastung 
belastete Teilbetrag als aus Einkommenstei-
len, die nach dem 31. Dezember 1997 einer 
Körperschaftsteuer von 28 vom Hundert un-
terliegen; . 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. der ungemildert mit Körperschaftsteuer be-
lastete Teilbetrag als aus Einkommenstei-
len, die nach dem 31. Dezember 1997 unge-
mildert der Körperschaftsteuer unterlie-
gen; " 
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7. § 35 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Reicht für eine Gewinnausschüttung das ver-
wendbare Eigenkapital nicht aus, so erhöht sich 
die Körperschaftsteuer um 7/18 des Unterschiedsbe-
trags." 

8. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in 
den folgenden Absätzen sowie in § 54 a nichts 
anderes bestimmt ist, erstmals für den Veranla-
gungszeitraum 1998 anzuwenden. " 

b) Absatz 10a wird wie folgt gefaßt: 

„ (10 a) Die Vorschriften des Vierten Teils gel-
ten erstmals 

a) für Ausschüttungen, die auf einem den ge-
sellschaftsrechtlichen Vorschriften entspre-
chenden Gewinnverteilungsbeschluß für ein 
abgelaufenes Wirtschaftsjahr beruhen und 
die in dem ersten nach dem 31. Dezember 
1997 endenden Wirtschaftsjahr erfolgen, 

b) für andere Ausschüttungen und sonstige Lei-
stungen, die in dem letzten vor dem 1. Januar 
1998 endenden Wirtschaftsjahr erfolgen. 

Auf Antrag der ausschüttenden Körperschaft 
sind für alle Ausschüttungen und sonstigen Lei-
stungen im Sinne von  Satz 1 Buchstabe a, die 
in dem ersten nach dem 31. Dezember 1997 
endenden Wirtschaftsjahr erfolgen, sowie im 
Sinne von Satz 1 Buchstabe b, die in dem letz-
ten vor dem 1. Januar 1998 endenden Wirt

-schaftsjahr erfolgen, die Vorschriften des Vier-
ten Teils in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. Februar 1996 (BGBl. I S. 340), geändert 
durch ... , anzuwenden. " 

c) Absatz 10b wird wie folgt gefaßt: 

„ (10b) § 28 Abs. 4 gilt auch, wenn für eine 
Gewinnausschüttung zunächst die in den Ab-
sätzen 11, 11 a, 11 b und 11 c genannten Teilbe-
träge als verwendet gegolten haben. " 

d) Absatz 11 a wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei der Gliederung des verwendbaren 
Eigenkapitals zum Schluß des letzten Wirt

-schaftsjahrs, das vor dem 1. Januar 1999 ab-
gelaufen ist, ist er dem Teilbetrag im Sinne 
des Absatzes 11 b Satz 1 in Höhe von 11/9 sei-
nes Bestands hinzuzurechnen." 

bb) Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist der Teilbetrag im Sinne des Satzes 1 ne-
gativ, verringert er bei der Gliederung des 
verwendbaren Eigenkapitals zum Schluß 
des jeweiligen, nach dem 31. Dezember 
1993 endenden Wirtschaftsjahrs den neu 
entstehenden Teilbetrag im Sinne des 
Absatzes 11b Satz 1." 

cc) Nach Satz 5 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„Gilt für eine Ausschüttung der in Satz 1 
bezeichnete Eigenkapitalteil als verwendet 
und verringert sich infolge dieser Ausschüt-
tung das verwendbare Eigenkapital aber 
erst nach Ablauf des letzten im Kalender-
jahr 1998 endenden Wirtschaftsjahrs, ist 
§ 28 Abs. 2 und Abs. 3 mit der Maßgabe an-
zuwenden, daß anstelle des in Satz 1 be-
zeichneten Eigenkapitalteils der Teilbetrag 
im Sinne des Absatzes 11 b Satz 1 als ver-
wendet gilt, auch wenn dieser durch den 
Abzug negativ wird. Die Umgliederung 
nach Satz 2 geht einer Umgliederung nach 
Absatz 11 b Satz 4 vor. " 

e) Nach Absatz 11 a wird folgender Absatz 11 b 
eingefügt: 

„ (11b) In der Gliederung des verwendbaren 
Eigenkapitals ist zusätzlich ein positiver Teil-
betrag auszuweisen, der aus Einkommensteilen 
entstanden ist, die nach dem 31. Dezember 
1993, aber vor dem 1. Januar 1998 der Körper-
schaftsteuer ungemildert unterlegen haben. Bei 
der Gliederung des verwendbaren Eigenkapi-
tals zum Schluß des letzten Wirtschaftsjahrs, 
das vor dem 1. Januar 1999 abgelaufen ist, ist er 
dem Teilbetrag im Sinne des § 30 Abs. 1 Satz 3 
Nr. 1 in Höhe von 27/22 seines Bestands hinzuzu-
rechnen. In Höhe von 5/22 dieses Bestands ist der 
Teilbetrag im Sinne des § 30 Abs. 2 Nr. 2 zu ver-
ringern. Ist der Teilbetrag im Sinne des Satzes 1 
negativ, verringert er bei der Gliederung des 
verwendbaren Eigenkapitals zum Schluß des 
jeweiligen, nach dem 31. Dezember 1997 en-
denden Wirtschaftsjahrs den neu entstehenden 
Teilbetrag im Sinne des § 30 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1. 
Der in Satz 1 bezeichnete Teilbetrag gilt nach 
dem in Absatz 11 a bezeichneten Teilbetrag und 
vor den in § 30 Abs. 1 bezeichneten Teilbeträ-
gen sowie vor dem in Absatz 11 c bezeichneten 
Teilbetrag in der Reihenfolge als für eine Aus-
schüttung verwendet, in der die Belastung ab-
nimmt. Gilt für eine Ausschüttung der in Satz 1 
bezeichnete Eigenkapitalteil als verwendet und 
verringert sich infolge dieser Ausschüttung das 
verwendbare Eigenkapital aber erst nach Ab-
lauf des letzten im Kalenderjahr 1998 endenden 
Wirtschaftsjahrs, ist § 28 Abs. 2 und Abs. 3 mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß anstelle des in 
Satz 1 bezeichneten Eigenkapitals der Teilbe-
trag im Sinne des § 30 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 als 
verwendet gilt, auch wenn dieser durch den 
Abzug negativ wird. " 

f) Der bisherige Absatz 11 b wird Absatz 11 c und 
wie folgt gefaßt: 

„ (11 c) Bei der Gliederung des verwendbaren 
Eigenkapitals zum Schluß des letzten Wi rt

-schaftsjahrs, das vor dem 1. Januar 1999 abge-
laufen ist, ist der Teilbetrag im Sinne des § 30 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. Februar 1996 (BGBl. I S. 340) 
in Höhe von 1/7  seines Bestands dem Teilbetrag 
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im Sinne des § 30 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 und in Hö-
he von 6/7 seines Bestands dem Teilbetrag im 
Sinne des § 30 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 hinzuzurech-
nen. Der in Satz 1 bezeichnete Teilbetrag gilt 
nach den in den Absätzen 11, 11a und 11b be-
zeichneten Teilbeträgen sowie nach dem in § 30 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 bezeichneten Teilbetrag und 
vor dem in § 30 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 bezeichneten 
Teilbetrag in der Reihenfolge als für eine Aus-
schüttung verwendet, in der die Belastung ab-
nimmt." 

Artikel 3 

Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 

Das Solidaritätszuschlaggesetz 1995 vom 23. Juni 
1993 (BGBl. I S. 944, 975), zuletzt geändert durch ..., 
wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Der Solidaritätszuschlag bemißt sich vor-
behaltlich der Absätze 3 bis 5, 

1. soweit eine Veranlagung zur Einkommen-
steuer oder Körperschaftsteuer vorzuneh-
men ist: 

nach der nach § 51 a Abs. 2 des Einkommen-
steuergesetzes berechneten Einkommen-
steuer oder der festgesetzten Körperschaft-
steuer für Veranlagungszeiträume ab 1998, 
vermindert um die anzurechnende oder ver-
gütete Körperschaftsteuer, wenn ein positi-
ver Betrag verbleibt; 

2. soweit Vorauszahlungen zur Einkommen-
steuer oder Körperschaftsteuer zu leisten 
sind: 

nach den Vorauszahlungen auf die Steuer 
für Veranlagungszeiträume ab 1998; 

3. soweit Lohnsteuer zu erheben ist: 

nach der nach § 51 a Abs. 2 a des Einkom-
mensteuergesetzes berechneten Lohnsteuer 
für 

a) laufenden Arbeitslohn, der für einen nach 
dem 31. Dezember 1997 endenden Lohn-
zahlungszeitraum gezahlt wird, 

b) sonstige Bezüge, die nach dem 31. Dezem-
ber 1997 zufließen; 

4. soweit 	ein 	Lohnsteuer-Jahresausgleich 
durchzuführen ist, nach der nach § 51 a 
Abs. 2 a des Einkommensteuergesetzes sich 
ergebenden Jahreslohnsteuer für Aus-
gleichsjahre ab 1998; 

5. soweit Kapitalertragsteuer oder Zinsab-
schlag zu erheben ist außer in den Fällen des 
§ 44 d des Einkommensteuergesetzes: 

nach der ab 1. Januar 1998 zu erhebenden 
Kapitalertragsteuer oder dem ab diesem 
Zeitpunkt zu erhebenden Zinsabschlag; 

6. soweit bei beschränkt Steuerpflichtigen ein 
Steuerabzugsbetrag nach § 50 a des Einkom-
mensteuergesetzes zu erheben ist: 

nach dem ab 1. Januar 1998 zu erhebenden 
Steuerabzugsbetrag." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Der Solidaritätszuschlag ist von einkom-
mensteuerpflichtigen Personen nur zu erheben, 
wenn die Bemessungsgrundlage nach Absatz 1 
Nr. 1 und 2 

1. in den Fällen des § 32a Abs. 5 oder 6 des 
Einkommensteuergesetzes 3 672 Deutsche 
Mark, 

2. in anderen Fällen 1 836 Deutsche Mark 

übersteigt." 

c) In Absatz 4 Satz 1 werden in Nummer 1 die 
Zahl „222" durch die Zahl „306", die Zahl 
„ 111 " durch die Zahl „ 153 " , in Nummer 2 die 
Zahl „51,80" durch die Zahl „71,40", die Zahl 
„25,90" durch die Zahl „35,70", in Nummer 3 
die Zahl „7,40" durch die Zahl „ 10,20" und die 
Zahl „3,70" durch die Zahl „5,10" ersetzt. 

d) In Absatz 5 werden die Zahl „2 664" durch die 
Zahl „3 672" und die Zahl „1 332" durch die 
Zahl „1 836" ersetzt. 

2. In § 4 Satz 1 wird der Vomhundertsatz „7,5" durch 
den Vomhundertsatz „5,5" ersetzt. 

3. Dem § 6 wird folgender Absatz angefügt: 

„(3) Das Gesetz in der Fassung des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I S. ...) ist erstmals für den Veranla-
gungszeitraum 1998 anzuwenden." 

Artikel 4 

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 

§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Finanzausgleichsgesetzes 
vom 23. Juni 1993 (BGBl. I S. 944, 977), das zuletzt 
durch ... geändert worden ist, wird durch die folgen-
den Sätze ersetzt: 

„Vom Aufkommen der Umsatzsteuer stehen 1998 
dem Bund 51,1 vom Hundert , den Ländern 48,9 vom 
Hundert zu. In den Umsatzsteueranteilen von Bund 
und Ländern für 1998 ist jeweils ein Anteil von 
5,5 vom Hundert-Punkten für Umschichtungen zu-
gunsten der Länder zum Ausgleich ihrer zusätzlichen 
Belastungen aus der Neuregelung des Familienlei-
stungsausgleichs enthalten. " 

Artikel 5 

Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes 

§ 6 Abs. 3 Sätze 2 bis 4 des Gemeindefinanzreform-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
6. Februar 1995 (BGBl. I S. 189), das durch ... geän-
dert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„Der Bundesvervielfältiger beträgt 27,5 vom Hun-
dert. Der Landesvervielfältiger für die Länder 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen beträgt 27,5 vom 
Hundert . Der Landesvervielfältiger für die übrigen 
Länder beträgt 56,5 vom Hundert ." 
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Artikel 6 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 
am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 5 tritt am 1. Januar 1998 in Kraft. 
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Begründung 

I. Allgemeiner Teil 

Ziel des vorliegenden Gesetzentwurfs ist, entspre-
chend den Petersberger Steuervorschlägen der Steu-
erreform-Kommission unter Vorsitz des Bundesmini-
sters der Finanzen vom 22. Januar 1997 die für 1999 
geplante große Steuerreform schon 1998 in einem er-
sten Reformschritt zu verwirklichen. 

Die Sicherung und Schaffung wettbewerbsfähiger 
Arbeitsplätze ist die zentrale Herausforderung für 
Politik und Gesellschaft. Der Finanzpolitik kommt 
hierbei die Aufgabe zu, die drückende Steuer- und 
Abgabenlast zurückzuführen und die zu hohe Staats-
quote zu senken. 

Die grundlegende Reform der Einkommensteuer ist 
ein unverzichtbarer Schritt zur Verbesserung der 
steuerlichen Rahmenbedingungen. Mit dem Peters-
berger Reformwerk wird eine durchgreifende Ver-
einfachung und strukturelle Verbesserung des Steu-
ersystems, eine leistungsfreundlichere und transpa-
rentere Gestaltung sowie eine deutliche Senkung 
der Einkommensteuersätze über den gesamten Ta-
rifverlauf erreicht. Im internationalen Standortwett-
bewerb verbessert sich die Position Deutschlands 
dadurch entscheidend. Einen weiteren Beitrag dazu 
liefert die fühlbare Absenkung der Körperschaft-
steuersätze. 

Um so früh wie möglich für Investitionen und Ar-
beitsplätze zu sorgen, werden die unternehmensbe-
zogenen Steuern und der Solidaritätszuschlag schon 
ab 1. Januar 1998 gesenkt. 

Der Gesetzentwurf enthält folgende Schwerpunkte: 

- Senkung des Solidaritätszuschlags von 7,5 % auf 
5,5 %; 

- Senkung des Einkommensteuer-Höchstsatzes für 
gewerbliche Einkünfte von 47 % auf 40 %; 

- Senkung des Körperschaftsteuersatzes für einbe-
haltene Gewinne von 45 % auf 40 % und für aus-
geschüttete Gewinne von 30 % auf 28 % sowie des 
ermäßigten Körperschaftsteuersatzes von 42 % auf 
37%. 

Die vorgezogene Steuersatzsenkung bei der Einkom-
men- und Körperschaftsteuer wird innerhalb des Un-
ternehmensbereichs gegenfinanziert, und zwar im 
Bereich folgender Maßnahmen: 

- Einführung eines Wertaufholungsgebots nach vor-
angegangener Teilwertabschreibung; 

- Einschränkung der Rückstellungen für Drohverlu-
ste bei schwebenden Geschäften; 

- realitätsnähere Bewe rtung von Rückstellungen für 
gleichartige ungewisse Verbindlichkeiten, insbe-
sondere bei Schadenrückstellungen; 

- Absenkung der degressiven Absetzung für Abnut-
zung für bewegliche Wirtschaftsgüter um 3 Pro-
zentpunkte. 

Preiswirkungen 

Der Senkung des Einkommensteuer-Höchstsatzes für 
gewerbliche Einkünfte und der Körperschaftsteuer-
sätze steht der Abbau von steuerlichen Sonderver-
günstigungen im gesamten Unternehmensbereich 
gegenüber. Insgesamt wird durch diese Maßnahmen 
mittelfristig das durchschnittliche Gewinniveau der 
Unternehmen nicht verändert. Die Modifikation be-
reits bestehender steuerlicher Regelungen und die 
Steuersatzsenkungen verursachen außerdem keine 
nennenswerten Bürokratiekosten für die Unterneh-
men. Auswirkungen auf das Preisniveau sind daher 
auch von der Kostenseite nicht zu erwarten. Tenden-
ziell negative Auswirkungen auf das Preisniveau 
können sich allerdings in bestimmten Fä llen dadurch 
ergeben, daß Unternehmen steuerliche Mehrbela-
stungen, die aus Maßnahmen zur Gegenfinanzie-
rung resultieren können, auf den Verbraucher über-
wälzen und damit Einzelpreise beeinflussen. 

Die Maßnahmen des Steuerreformgesetzes 1998 wer-
den dazu beitragen, die konjunkturelle Entwicklung 
zu verstetigen. Insbesondere die Senkung der Steu-
ersätze ist ein wichtiger Beitrag zur Verbesserung 
der Standortbedingungen und ein Impuls für mehr 
Investitionen, der das reale Wachstum stärkt sowie 
zur Steigerung der Produktivität beiträgt. Dies wird 
tendenziell preissenkende Effekte hervorrufen. 
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Finanzielle Auswirkungen des Steuerreformgesetzes 1998 

(Steuermehr-/-mindereinnahmen (-) in Mio. DM) 

vorläufige, grobe Schätzungen 

lfd. 
Nr. 

Maßnahme 
Steuerart/ 
Gebiets

-

körperschaft 

Ent

-

stehungs

-

fahr 1 ) 

Rechnungsjahr 2) 

1998 1999 2000 2001 

A. Senkung der Steuersätze 

1 § 32c EStG Insgesamt - 3 060 - 2 450 - 2 940 - 3 840 - 4 360 
Senkung des Höchstsatzes für ESt - 2 900 - 2 320 - 2 790 - 3 640 - 4 130 
gewerbliche Einkünfte von 47 v. H. SolZ - 160 - 130 - 150 - 200 - 230 
auf 40 v. H. ab 1. Januar 1998 Bund - 1 393 - 1 116 - 1 336 - 1 747 - 1 985 

ESt - 1 233 - 986 - 1 186 - 1 547 - 1 755 
SolZ - 160 - 130 - 150 - 200 - 230 

Länder 
ESt - 1 233 - 986 - 1 186 - 1 547 - 1 755 

Gemeinden 
ESt - 434 - 348 - 418 - 546 - 620 

2 § 23 Abs. 1 und 2 KStG Insgesamt - 3 851 - 3 139 - 3 329 - 4 120 - 4 326 
Senkung der Körperschaftsteuer- ESt - 45 - - - 35 - 40 
sätze für einbehaltene Gewinne KSt - 3 760 - 2 975 - 3 310 - 4 035 - 4 235 
von 45 v. H. auf 40 v. H., für den KapSt + 155 - + 155 + 165 + 175 
ermäßigten Steuersatz von 42 v. H. SolZ - 201 - 164 - 174 - 215 - 226 
auf 37 v. H. ab 1. Januar 1998 Bund - 2 022 - 1 652 - 1 751 - 2 165 - 2 273 

ESt - 19 - - - 15 - 17 
KSt - 1 880 - 1 488 - 1 655 - 2 018 - 2 118 
KapSt + 78 - + 78 + 83 + 88 
SolZ - 201 - 164 - 174 - 215 - 226 

Länder - 1 822 - 1 487 - 1 578 - 1 950 - 2 047 
ESt - 19 - - - 15 - 17 
KSt - 1 880 - 1 487 - 1 655 - 2 017 - 2 117 
KapSt + 77 - + 77 + 82 + 87 

Gemeinden 
ESt - 7 - - - 5 - 6 

3 § 27 Abs. 1 KStG Insgesamt - 744 - 1 319 - 1 387 - 944 - 923 
Senkung des Körperschaftsteuer- ESt + 400 - + 80 + 365 + 420 
Satzes für ausgeschüttete Gewinne KSt - 1 370 - 1 490 - 1 675 - 1 555 - 1 605 
von 30 v. H. auf 28 v. H. KapSt + 265 + 240 + 280 + 295 + 310 
ab 1. Januar 1998 So1Z - 39 - 69 - 72 - 49 - 48 

Bund - 421 - 694 - 736 - 524 - 517 
ESt + 170 - + 34 + 155 + 179 
KSt - 685 - 745 - 838 - 778 - 803 
KapSt + 133 + 120 + 140 + 148 + 155 
SolZ - 39 - 69 - 72 - 49 - 48 

Länder - 383 - 625 - 663 - 475 - 468 
ESt + 170 - + 34 + 155 + 179 
KSt - 685 - 745 - 837 - 777 - 802 
KapSt + 132 + 120 + 140 + 147 + 155 

Gemeinden 
ESt + 60 - + 12 + 55 + 62 

4 § 4 SolZG SolZ 
Ab 1. Januar 1998 Senkung des Bund - 7 500 - 7 400 - 7 800 - 8 700 - 9 100 
Solidaritätszuschlags von 7,5 v. H. um 
2 v. H.-Punkte auf 5,5 v. H.-Punkte 

5 Finanzielle Auswirkungen durch Insgesamt -15 155 -14 308 -15 456 - 17 604 - 18 709 
Senkung der Steuersätze insgesamt Bund -11 336 -10 862 -11 623 - 13 136 - 13 875 

Länder - 3 438 - 3 098 - 3 427 - 3 972 - 4 270 
Gemeinden - 381 - 348 - 406 - 496 - 564 
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lfd. 
Nr. 

Maßnahme 
Steuerart/ 
Gebiets

-

körperschaft 

Ent

-

stehungs

-

jahr 1) 

Rechnungsjahr 2) 

1998 1999 2000 2001 

B. Maßnahmen zur Finanzierung 
der Senkung der Steuersätze 

6 § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 und Insgesamt +4 159 +1 666 +4 991 +4 991 +4 159 
§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 EStG GewSt + 1 500 +600 +1 800 +1 800 +1 500 
Einführung eines Wertaufholungs- ESt + 720 +290 +865 +865 +720 
gebotes für Wirtschaftsjahre, die KSt + 1 800 +720 +2 160 +2 160 +1 800 
nach dem 31. Dezember 1997 enden SolZ + 139 +56 +166 +166 +139 

Bund + 1 420 +569 +1 704 +1 704 +1 420 
GewSt +75 +30 +90 +90 +75 
ESt +306 +123 +368 + 368 +306 
KSt +900 +360 +1 080 +1 080 +900 
SolZ +139 +56 +166 +166 +139 

Länder  +1 428 +572 +1 705 +1 704 +1 418 
GewSt +222 +89 +257 + 256 +212 
ESt +306 +123 +368 + 368 +306 
KSt +900 +360 +1 080 +1 080 +900 

Gemeinden +1 311 +525 +1 582 +1 583 +1 321 
GewSt +1 203 +481 +1 453 +1 454 +1 213 
ESt +108 +44 +129 +129 +108 

7 § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG Insgesamt +3 883 +1 553 +4 659 +4 659 +3 883 
Streichung der Rückstellungen für GewSt +1 340 +535 +1 610 +1 610 +1 340 
drohende Verluste aus Dauerschuld- ESt +700 +280 + 840 +840 +700 
verhältnissen; im übrigen Saldierung KSt +1 710 +685 +2 050 +2 050 +1 710 
der drohenden Verluste aus allen SolZ +133 +53 +159 +159 +133 
Beschaffungs- und Absatzgeschäf- 
ten für Wirtschaftsjahre, die nach Bund +1 353 +542 +1 622 +1 622 +1 353 
dem 31. Dezember 1997 enden GewSt +67 +27 +81 +81 +67 

ESt +298 +119 +357 +357 +298 
KSt +855 +343 +1 025 +1 025 +855 
SolZ +133 +53 +159 +159 +133 

Lander +1 351 + 540 +1612 +1611 +1342 
GewSt +198 +79 +230 +229 + 189 
ESt +298 +119 +357 +357 +298 
KSt +855 +342 +1 025 +1 025 +855 

Gemeinden +1 179 +471 +1 425 +1 426 +1 188 
GewSt +1 075 + 429 +1 299 +1 300 +1 084 
ESt +104 +42 +126 +126 +104 

8 § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG Insgesamt +3 023 +2 417 +2 417 +556 +606 
Realitätsnähere Bewertung GewSt +1 050 +840 +840 +160 +210 
von Rückstellungen, insbesondere KSt +1 870 +1 495 +1 495  +375 +375 
von Schadensrückstellungen in der So1Z +103 +82 +82 +21 +21 
Versicherungswirtschaft Bund +1 091 +872 +872 +217 +220 

GewSt +53 +42 +42 +8 +11 
KSt +935 +748 +748 +188 +188 
SolZ +103 +82 +82 +21 +21 

Länder +1 090 +871 +867 +210 +217 
GewSt +155 +124 +120 +23 +30 
KSt +935 +747 + 747 +187 +187 

Gemeinden 
GewSt +842 + 674 +678 +129 +169 



Drucksache 13/7775 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

lfd. 
Nr. Maßnahme 

Steuerart/ 
Gebiets

-

körperschaft 

Ent

-

stehungs

-

jahr 1 ) 

Rechnungsjahr 2 ) 

1998 1999 2000 2001 

9 § 7 Abs. 2 EStG Insgesamt + 2 796 + 2 236 + 3 635 + 4 799 + 5 395 
Senkung der degressiven GewSt + 960 + 770 + 1 245 + 1 650 + 1 855 
Abschreibung für bewegliche ESt + 930 + 745 + 1 215 + 1 600 + 1 800 
Wirtschaftsgüter des Anlage- KSt + 810 + 645 + 1 050 + 1 385 + 1 555 
vermögens um 3 v. H.-Punkte 3) SolZ + 96 + 76 + 125 + 164 + 185 

Bund + 944 + 755 + 1 228 + 1 620 + 1 821 
GewSt + 48 + 39 + 62 + 83 + 93 
ESt + 395 + 317 + 516 + 680 + 765 
KSt + 405 + 323 + 525 + 693 + 778 
SolZ + 96 + 76 + 125 + 164 + 185 

Länder + 942 + 753 + 1 219 + 1 606 + 1 804 
GewSt + 142 + 114 + 178 + 234 + 262 
ESt + 395 + 317 + 516 + 680 + 765 
KSt + 405 + 322 + 525 + 692 + 777 

Gemeinden + 910 + 728 + 1 188 + 1 573 + 1 770 
GewSt + 770 + 617 + 1 005 + 1 333 + 1 500 
ESt + 140 + 111 + 183 + 240 + 270 

10 § 37 EStG ESt/ 
Anpassung der Vorauszahlungen KSt/ 
im Zusammenhang mit der Senkung SolZ - - - - - 
der  Steuersätze nur auf Antrag mit 
Verpflichtung des Steuerpflichtigen, 
den Umfang der zu erwartenden 
Veränderungen der Bemessungs- 
grundlage gleichzeitig zu erklären 4) 

11 § 1 Abs. 1 FAG USt 
Rückübertragung von Anteilen Insgesamt - - - - - 
am  Umsatzsteueraufkommen an Bund + 1 500 + 1 500 + 1 500 + 1 500 + 1 500 
den Bund infolge der Absenkung Länder - 1 500 - 1 500 - 1 500 - 1 500 - 1 500 
des Solidaritätszuschlages 5) 

12 § 6 Abs. 3 GFRG normale 
Erhöhung des Vervielfältigers für die GewSt- 
allgemeine Gewerbesteuer-Umlage Umlage 
von 38 v. H. um 17 v. H.-Punkte auf Insgesamt - - - - - 
55 v. H. 6) Bund + 1 085 + 1 085 + 1 230 + 1 273 + 1 310 

Länder + 1 085 + 1 085 + 1 230 + 1 272 + 1 310 
Gemeinden - 2 170 - 2 170 - 2 460 - 2 545 - 2 620 

13 Finanzielle Auswirkungen der Insgesamt + 13 861 + 7 872 + 15 702 + 15 005 + 14 043 
Maßnahmen zur Finanzierung der Bund + 7 393 + 5 323 + 8 156 + 7 936 + 7 624 
Senkung der Steuersätze insgesamt Länder + 4 396 + 2 321 + 5 133 + 4 903 + 4 591 

Gemeinden + 2 072 + 228 + 2 413 + 2 166 + 1 828 
C. Zusammenfassung 

14 Senkung der Steuersätze insgesamt Insgesamt -15 155 -14 308 -15 456 -17 604 -18 709 
(Pos. 5) Bund -11 336 -10 862 -11 623 -13 136 -13 875 

Länder - 3 438 - 3 098 - 3 427 - 3 972 - 4 270 
Gemeinden - 381 - 348 - 406 - 496 - 564 

15 Finanzierung der Insgesamt + 13 861 + 7 872 + 15 702 + 15 005 + 14 043 
Steuersatzsenkungen (Pos. 13) Bund + 7 393 + 5 323 + 8 156 + 7 936 + 7 624 

Länder + 4 396 + 2 321 + 5 133 + 4 903 + 4 591 
Gemeinden + 2 072 + 228 + 2 413 + 2 166 + 1 828 

16 Finanzielle Auswirkungen des Insgesamt - 1 294 - 6 436 + 246 - 2 599 - 4 666 
Steuerreformgesetzes 1998 Bund - 3 943 - 5 539 - 3 467 - 5 200 - 6 251 
insgesamt Länder + 958 - 777 + 1 706 + 931 + 321 

Gemeinden + 1 691 - 120 + 2 007 + 1 670 + 1 264 

1) Auswirkungen im Veranlagungszeitraum 1998. - 2) Kassenmäßige Auswirkungen der Rechtsänderungen. - 3) Pos. 9: Die de-
gressive Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter wird im Rahmen der Reform der Unternehmensbesteuerung von 30 v. H. 
auf 25 v. H. abgesenkt. - 4) Pos. 10: Die finanziellen Auswirkungen wurden bei der Bezifferung der übrigen Maßnahmen berück-
sichtigt. - 5) Pos. 11: Rückübertragungsanspruch des Bundes ab 1999 formal fortgeschrieben, da sein Volumen gegenwärtig nicht 
bezifferbar ist. - 6) Pos. 12: Die finanziellen Auswirkungen der Reform der Unternehmensbesteuerung wurden berücksichtigt. 
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II. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Einkommensteuer-
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 5 Abs. 4 a) 

Nach geltendem Recht ist die Bildung von Rückstel-
lungen wegen drohender Verluste aus schwebenden 
Geschäften zulässig. Die handels- und steuerrecht-
lichen Gewinnermittlungsvorschriften stimmen inso-
weit überein. Die spürbare Senkung der Tarife bei 
der Einkommensbesteuerung von natürlichen Perso-
nen und Körperschaften rechtfertigen es, bei den 
steuerrechtlichen Gewinnermittlungsvorschriften die 
Möglichkeit der Rückstellungsbildung stärker als 
bisher einzuschränken. Das steuerrechtliche Verbot, 
Rückstellungen wegen drohender Verluste aus 
schwebenden Geschäften auszuweisen, trägt dem 
Rechnung. 

Für drohende Verluste aus schwebenden Geschäf-
ten, die keine Dauerschuldverhältnisse sind (bei-
spielsweise für Absatz- und Beschaffungsgeschäfte), 
kommt es nur noch mittels eines gesonderten Passiv-
postens zu einem Bilanzausweis. Für drohende Ver-
luste aus schwebenden Dauerschuldverhältnissen 
entfällt der Bilanzausweis ganz. Der Begriff der 
Dauerschuldverhältnisse umfaßt beispielsweise ne-
ben den Darlehens-, Miet- und Pachtverhältnissen 
auch sog. Dauerlieferungsverträge. 

Rückstellungen für drohende Verluste aus schwe-
benden Geschäften waren bisher nach den allgemei-
nen Grundsätzen für jedes einzelne am Bilanzstich-
tag schwebende Geschäft - unter Berücksichtigung 
aller seiner positiven und negativen wi rtschaftlichen 
Folgen - gesondert zu bewe rten. Dabei war es nur in 
Ausnahmefällen möglich, mehrere Geschäfte als 
wirtschaftliche Einheit zusammenzufassen (vgl. R 38 
Abs. 3 EStR). 

Künftig ist - in einem ersten Schritt - für jedes am Bi-
lanzstichtag schwebende Geschäft, das kein Dauer-
schuldverhältnis ist, nach den allgemeinen Grundsät-
zen der Einzelbewertung zu prüfen, ob ein Verlust 
droht. Der unmittelbare Ausweis eines solchen Verlu-
stes im Wege der Rückstellung unterbleibt aber; die 
sich aus diesen Geschäften jeweils ergebenden Verlu-
ste sind - in einem zweiten Schritt - in einer Summe 
zusammenzufassen. In einem dritten Schritt ist die 
Summe aller nicht realisierten Gewinne aus allen am 
Bilanzstichtag schwebenden Geschäften, die keine 
Dauerschuldverhältnisse sind, entsprechend zu er-
mitteln. Ist die Summe der Verluste aus dem zweiten 
Schritt höher als die Summe der nicht realisie rten Ge-
winne aus dem dritten Schritt, ist erst diese Differenz 
als gesonderter Passivposten in der Steuerbilanz aus-
zuweisen. Der Posten ist zu jedem Bilanzstichtag neu 
zu ermitteln und in die Bilanz einzustellen. 

Zu Nummer 2 (§ 6 Abs. 1) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Nr. 1) 

Doppelbuchstabe aa (Absatz 1 Nr. 1 Satz 1) 

Die Regelung stellt die geltende Rechtsauffassung 
klar, wonach sich der steuerliche Wertansatz eines 

abnutzbaren Wirtschaftsguts des Anlagevermögens 
nicht nur aus den Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten abzüglich der Absetzungen für Abnutzung 
nach § 7 EStG ermittelt. An die Stelle der ursprüng-
lichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten kann 
auch der Einlagewert oder der Wert anläßlich einer 
Betriebseröffnung oder einer Neubewertung (z. B. 
Währungsreform 1948 oder Wiedervereinigung 1990) 
treten, und über die Absetzungen für Abnutzung 
nach § 7 EStG hinaus können auch die in Anspruch 
genommenen erhöhten Absetzungen sowie Sonder-
abschreibungen und andere Abzugsbeträge, z. B. 
nach § 6b EStG oder nach R 35 EStR, den Wertansatz 
mindern. Durch die Klarstellung des sich daraus er-
gebenden maßgeblichen Buchwerts treten die Aus-
wirkungen einer Teilwertabschreibung deutlicher als 
bisher zu Tage. Eine Teilwertabschreibung kommt 
erst in Betracht, wenn der Teilwert niedriger als die-
ser Buchwert ist. Die Klarstellung macht zugleich 
deutlich, daß sich die Bewertungsobergrenze, die 
letztmöglich bis in die D-Markeröffnungsbilanz 1948 
zurückreichen kann und die nach dem Anschaf-
fungskostenprinzip als einem Grundsatz ordnungs-
mäßiger Buchführung nicht überschritten werden 
darf, auf Grund steuerlich zulässiger Abzugsbeträge 
deutlich nach unten verschieben kann. Dies wirkt 
sich vor allem auf das mit der Aufhebung des Satzes 4 
verbundene Wertaufholungsgebot aus (vgl. Buch-
stabe a Doppelbuchstabe bb). 

Doppelbuchstabe bb (Absatz 1 Nr. 1 Satz 4) 

Mit der Regelung wird das bislang bestehende steu-
erliche Wertbeibehaltungswahlrecht für die Bewer-
tung der Wirtschaftsgüter des abnutzbaren Anlage-
vermögens aufgehoben. Die Regelung dient der Bi-
lanzklarheit und Bilanzwahrheit und führt im Rah-
men der bestehenden Bewertungsgrenzen (Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten oder der an deren 
Stelle tretende We rt , vermindert um steuerliche Ab-
zugsbeträge, niedrigerer Teilwert) zu einem Wertauf-
holungsgebot durch eine stichtagsbezogene Bewer-
tung, wie sie bereits die vierte gesellschaftsrechtliche 
Richtlinie der EU vorschreibt. Die spürbare Senkung 
der Tarife bei der Einkommensbesteuerung von na-
türlichen Personen und Körperschaften rechtfertigen 
es dabei, die steuerrechtlichen Gewinnermittlungs-
vorschriften stärker als bisher dem Handelsrecht an-
zupassen. Dementsprechend ergibt sich nunmehr 
der Wertansatz für jeden Bilanzstichtag aus dem Ver-
gleich der um die in Anspruch genommenen, zulässi-
gen Abzüge geminderten Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten oder dem an deren Stelle tretenden 
Wert (z. B. nach § 5 Abs. 3 D-Markbilanzgesetz 1948, 
nach § 7 Abs. 1 D-Markbilanzgesetz 1990 oder nach 
§ 6 Abs. 1 Nr. 5 oder 6 EStG) als der Bewertungsober-
grenze und dem niedrigeren Teilwert als Untergren-
ze. Hat sich hiernach der Wert des Wi rtschaftsguts 
nach einer vorangegangenen Teilwertabschreibung 
wieder erhöht, so wird diese Betriebsvermögens-
mehrung bis zum Erreichen der Bewertungsober-
grenze (vgl. hierzu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa), 
steuerlich erfaßt. 

Die klarstellende Definition der Bewertungsober

-

grenze bewirkt, daß nur Wertsteigerungen nach 
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„echten" Teilwertabschreibungen steuerlich erfaßt 
werden. Dagegen bleiben in Anspruch genommene 
steuerliche Vergünstigungen unberührt . Soweit aller-
dings eine steuerliche Vergünstigung in einem der 
folgenden Wirtschaftsjahre durch eine Zuschreibung 
in der handelsrechtlichen Jahresbilanz rückgängig 
gemacht wird, erhöht der Betrag der Zuschreibung 
auch den Buchwert des Wirtschaftsguts in der Steu-
erbilanz (§ 5 Abs. 1 Satz 2 EStG). Dieses Wahlrecht 
des Steuerpflichtigen wird durch die klarstellende 
Definition der Bewertungsobergrenze nicht ausge-
schlossen. Aufgrund der stichtagsbezogenen Bewer-
tung innerhalb des bestehenden Bewertungsrah-
mens verbietet sich eine zeitliche Einschränkung des 
Wertaufholungsgebots. Teilwertabschreibungen, die 
vor einem festzulegenden Anwendungszeitpunkt 
vorgenommen worden sind, würden dann nicht mehr 
über eine Wertzuschreibung korrigiert werden kön-
nen. Im Ergebnis würde damit die Bewertungsober-
grenze auf den (niedrigeren) Buchwert des letzten 
Bilanzstichtags vor der gesetzlich angeordneten Zu-
schreibung festgelegt. Damit liefe die Wertaufholung 
für die in der Vorzeit vorgenommenen Teilwertab-
schreibungen ins Leere. 

Zu Buchstabe b (Absatz 1 Nr. 2) 

Doppelbuchstabe aa (Absatz 1 Nr. 2 Sätze 1 und 2) 

Satz 1 

Die Ausführungen zu Buchstabe a Doppelbuchsta-
be aa gelten sinngemäß auch für die Wi rtschaftsgüter 
des nicht abnutzbaren Anlagevermögens und des 
Umlaufvermögens. 

Satz 2 

Es handelt sich um eine lediglich redaktionelle An-
passung. 

Doppelbuchstabe bb (Absatz 1 Nr. 2 Satz 3) 

Mit der Regelung wird das bislang bestehende steu-
erliche Wertbeibehaltungswahlrecht für die Wi rt

-schaftsgüter des nicht abnutzbaren Anlagevermö-
gens und des Umlaufvermögens aufgehoben. Auf die 
Ausführungen zu Buchstabe a Doppelbuchstabe bb 
wird verwiesen. Im Rahmen der bestehenden Bewer-
tungsgrenzen (Anschaffungs- oder Herstellungsko-
sten oder der an deren Stelle tretende We rt, vermin-
dert um steuerliche Abzugsbeträge, niedrigerer Teil-
wert) führt das Wertaufholungsgebot zu einer zeitna-
hen Anwendung des stichtagsbezogenen Niederst-
wertprinzips. 

Zu Buchstabe c (Absatz 1 Nr. 3 Satz 2) 

Rückstellungen sind nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 mit 
den Anschaffungskosten oder mit dem höheren Teil-
wert anzusetzen. Dies ist entsprechend § 253 Abs. 1 
Satz 2 HGB der Betrag, der bei vernünftiger kauf-
männischer Beurteilung notwendig ist, um die Ver-
pflichtung nach den Verhältnissen am Bilanzstichtag 
zu erfüllen. 

Mit der Regelung wird klargestellt, daß bei der Be-
wertung gleichartiger Rückstellungen Erfahrungen 
in der Vergangenheit aus der Abwicklung der sol-
chen Rückstellungen zugrundeliegenden Geschäfts-
risiken zu berücksichtigen sind. 

Zu Nummer 3 (§ 7 Abs. 2) 

Die degressive Absetzung für Abnutzung für beweg-
liche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens wird 
von 25 % (Gesetz zur Fortsetzung der Unternehmens-
steuerreform) auf 22 % abgesenkt. Sie liegt damit in 
1998 noch immer über dem von 1960 bis 1977 gelten-
den Niveau von 20 %. 

Zu Nummer 4 (§ 32 Abs. 4) 

Durch das Jahressteuergesetz 1997 ist der Betrag der 
eigenen Einkünfte und Bezüge des Kindes, bis zu 
dessen Höhe dieses Kind 1998 einkommensteuerlich 
berücksichtigt werden kann, im Rahmen der Anwen-
dungsvorschriften auf 12 360 DM festgesetzt worden. 
Dieser Betrag wird ohne materielle Änderung in die 
Hauptvorschrift übernommen. 

Zu Nummer 5 (§ 32 a) 

Durch das Jahressteuergesetz 1997 ist der einkom-
mensteuerliche Grundfreibetrag für 1998 im Rahmen 
der Anwendungsvorschriften auf 12 365 DM festge-
setzt worden. Dieser Betrag wird ohne materielle An-
derung in die Hauptvorschrift übernommen. 

Zu Nummer 6 (§ 32c) 

§ 32 c regelt die Tarifbegrenzung bei gewerblichen 
Einkünften. Durch das Standortsicherungsgesetz 
vom 13. September 1993 war in einem ersten Schritt 
mit Wirkung ab dem Veranlagungszeitraum 1994 
eine Begrenzung des Einkommensteuersatzes auf 
47 % für solche gewerblichen Einkünfte eingeführt 
worden, die der Gewerbesteuer unterliegen. Um den 
Unternehmen im internationalen Standortwettbe-
werb vergleichbare Rahmenbedingungen zu geben 
und der Gewerbesteuerbelastung Rechnung zu tra-
gen, wird in einem Zwischenschritt für den Veran-
lagungszeitraum 1998 der Höchstsatz für gewerb-
liche Einkünfte auf 40 % gesenkt. Die damit be-
stehende Spreizung in Höhe von 13 Prozentpunkten 
zwischen dem Höchstsatz für gewerbliche und nicht-
gewerbliche Einkünfte ist aus verfassungsrechtlicher 
Sicht nicht unbedenklich, für einen Zeitraum von nur 
einem Jahr noch hinnehmbar. 

Zu Nummer 	36 Abs. 2 Nr. 3)  

Die Absenkung der anrechenbaren Körperschaft-
steuer in § 36 Abs. 2 Nr. 3 EStG von 3/7 auf 7/18 ist eine 
Folgeänderung zur Absenkung des Körperschaft-
steuer-Ausschüttungssatzes von 30 % auf 28 %. 
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Zu Nummer 8 (§ 37) 

Zu Buchstabe a (Absatz 3) 

Doppelbuchstabe aa (Absatz 3 Satz 4) 

Die Vorschrift soll sicherstellen, daß im Falle eines 
Antrages auf Herabsetzung der Vorauszahlungen 
steuererhöhende und steuersenkende Umstände be-
rücksichtigt werden. 

Doppelbuchstabe bb und Doppelbuchstabe cc 
(Absatz 3 Sätze 9 und 10) 

Es handelt sich jeweils um redaktionelle Folgeände-
rungen. 

Zu Buchstabe b (Absatz 5 Satz 2) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeände-
rung. 

Zu Nummer 9 (§ 38c) 

Die Vorschrift regelt den Aufbau der Lohnsteuerta-
bellen für die Steuerklassen V und VI. Der im Jahres-
steuergesetz 1997 festgelegte Betrag wird ohne ma-
terielle Änderung aus der Anwendungsvorschrift in 
die Hauptvorschrift übernommen. 

Zu Nummer 10 (§ 51 Abs. 4 Nr. 1 Buchstabe a) 

Durch die Ergänzung der Vorschrift wird das Bun-
desministerium der Finanzen ermächtigt, im Einver-
nehmen mit den obersten Finanzbehörden der Län-
der die Vordrucke zu bestimmen, auf denen die Her-
absetzung der Vorauszahlungen wegen der Ände-
rungen durch das Steuerreformgesetz 1998 zu bean-
tragen ist. 

Zu Nummer 11 (§ 51 a Abs. 4 Satz 2) 

Zur Berücksichtigung des ab 1. Januar 1998 gesenk-
ten Solidaritätszuschlags im Vorauszahlungsverfah-
ren bedarf es in den Fällen, in denen bereits Voraus-
zahlungen festgesetzt wurden, eines neuen Voraus-
zahlungsbescheides. Ein solcher wird in der Regel je-
doch erst bei der nächsten Veranlagung erteilt. Sol-
len die Vorauszahlungen eher gesenkt werden, erfor-
dert dies einen Antrag des Steuerpflichtigen zur An-
passung der Vorauszahlungen oder eine automa-
tische Anpassung der Vorauszahlungen aller Steuer-
pflichtigen durch die Finanzämter. Zur Vermeidung 
einer Belastung der Steuerpflichtigen und der Fi-
nanzämter durch Einzelanträge bzw. zur Vermei-
dung der mit der Erteilung von neuen Vorauszah-
lungsbescheiden an sämtliche Steuerpflichtigen ver-
bundenen hohen Verwaltungskosten schafft die vor-
gesehene Ergänzung des  § 51 a Abs. 4 Satz 2 die 
Möglichkeit, die Vorauszahlungen zum Solidaritäts-
zuschlag ohne Erteilung von Vorauszahlungsbe-
scheiden oder Abrechnungsmitteilungen anzupas-
sen. 

Zu Nummer 12 (§ 52) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Die allgemeine Anwendung für die Gesetzesände-
rung wird auf den Veranlagungszeitraum 1998 bzw. 
auf Lohnabzugszeiträume nach dem 31. Dezember 
1997 festgelegt. 

Zu Buchstabe b (Absatz 6 a) 

Die Vorschrift regelt die erstmalige Anwendung für 
die Neuregelung bei Bilanzansatz und Bewe rtung 
von drohenden Verlusten aus schwebenden Geschäf-
ten. Sie enthält zudem eine Übergangsregelung für 
die bisher zulässigerweise gebildeten Rückstellun-
gen. Mit der Regelung in Satz 2, nach der bisher zu-
lässigerweise gebildete Rückstellungen wegen dro-
hender Verluste aus schwebenden Geschäften wäh-
rend der Übergangszeit als solche fortzuführen sind 
und nicht in eine Rücklage eingestellt werden kön-
nen, wird gewährleistet, daß die jeweilige Rückstel-
lung in vollem Umfang gewinnerhöhend aufzulösen 
ist, wenn die ihr zugrundeliegende Verpflichtung 
weggefallen ist. Satz 3 der Regelung stellt sicher, daß 
es im Ergebnis nicht zu einem teilweisen doppelten 
Ansatz eines drohenden Verlustes aus einem schwe-
benden Geschäft, das nicht Dauerschuldverhältnis 
ist, kommt. Soweit ein derartiger Verlust während 
der Übergangsregelung noch in der zeitweise fortzu-
führenden Rückstellung ausgewiesen wird, ist der 
gesonderte Passivposten, der diesen Verlust rechne-
risch einschließt, zu kürzen. 

Zu Buchstabe c (Absatz 7) 

Die Vorschrift regelt die Anwendung des mit der 
Aufhebung des bisherigen Wertbeibehaltungswahl-
rechts verbundenen Wertaufholungsgebots in § 6 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 (vgl. Nummer 2 Buchstaben a 
und b). Der im Wirtschaftsjahr der erstmaligen An-
wendung mit der gesetzlich gebotenen Wertaufho-
lung einhergehende Gewinn kann zur Sicherung ei-
ner dem Unternehmen verbleibenden, ausreichen-
den Liquidität auf fünf Jahre verteilt werden. Dabei 
wird die Höhe der Rücklage auf den Gewinn be-
grenzt, der bis zur Aufhebung des bisher geltenden 
Wertbeibehaltungswahlrechts zwar entstanden, aber 
durch die zulässige Beibehaltung des niedrigeren 
Buchwerts nicht erfolgswirksam geworden ist. Nur in 
Höhe dieser kumulierten Aufdeckung in der Vergan-
genheit angesammelter sti ller Reserven ist eine sol-
che Verteilung sachgerecht, um einen hohen Liquidi-
tätsentzug durch die Besteuerung dieser sti llen Re-
serven in einem Jahr zu vermeiden. Demgegenüber 
unterliegen Werterhöhungen, die im Laufe des ersten 
Wirtschaftsjahrs eintreten, in dem das Wertbeibehal-
tungswahlrecht nicht mehr gilt, wie in allen folgen-
den Wirtschaftsjahren in voller Höhe als Gewinn der 
Besteuerung. Eine Verteilung kommt insoweit nicht 
in Betracht. Wird ein der erstmaligen Wertaufholung 
unterliegendes Wirtschaftsgut innerhalb des fünfjäh-
rigen Übergangszeitraums veräußert oder aus dem 
Betriebsvermögen entnommen, entfällt insoweit der 
Grund für eine fortdauernde Verteilung des Ge-
winns. Im Wirtschaftsjahr der Veräußerung oder Ent-
nahme ist deshalb die für das Wirtschaftsgut noch 
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anteilig zu Buche stehende Rücklage restlos aufzulö-
sen. Auch in den Fällen, in denen ein zuvor der We rt

-aufholung unterlegenes Wirtschaftsgut erneut auf 
den niedrigeren Teilwert abgeschrieben und damit 
ein steuerlich wirksamer Aufwand geltend gemacht 
wird, ist die für das Wirtschaftsgut noch bestehende 
Rücklage in Höhe der vorgenommenen neuen Teil-
wertabschreibung gewinnerhöhend aufzulösen. 

Zu Buchstaben d bis g (Absätze 22 a bis 22 d) 

Folgeänderung, da die bisher für den Veranlagungs-
zeitraum 1998 in den Anwendungsvorschriften ent-
haltenen Beträge ohne materielle Änderung in die 
Hauptvorschrift übernommen wurden. 

Zu Buchstabe h (Absatz 27 a) 

Die Vorschrift regelt die zeitliche Anwendung der 
geänderten Sätze 1. und 2 in § 36 Abs. 2 Nr. 3. 

Zu Buchstabe i (Absatz 28) 

Es handelt sich lediglich um redaktionelle Folgeän-
derungen durch Einfügung eines neuen Satzes 4 in 
§ 37 Abs. 3. 

Zu Buchstabe k (Absatz 28 a)  

Die bisher für den Veranlagungszeitraum 1998 in der 
Anwendungsvorschrift enthaltene Betrag wurde 
ohne materielle Änderung in die Hauptvorschrift 
übernommen. 

Zu Nummer 13 (Anlagen) 

Redaktionelle Folgeänderungen; siehe Nummer 14, 
Buchstabe d bis g. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Körperschaftsteuer-
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 20) 

Die Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versi-
cherungsfälle (Schadenrückstellung) wird von den 
Versicherungsunternehmen, für die voraussichtlich 
nach dem Abschlußstichtag entstehenden Aufwen-
dungen zur Regulierung der Schäden gebildet, die 
bis zum Abschlußstichtag zwar eingetreten oder ver-
ursacht, aber noch nicht abgewickelt worden sind. 

Bei den Schadenrückstellungen handelt es sich um 
Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten im 
Sinne des § 249 HGB, für deren Bewertung § 341 g 
HGB besondere Regelungen enthält. Nach dem 
Grundsatz der Maßgeblichkeit der Handelsbilanz für 
die Steuerbilanz (§ 5 Abs. 1 EStG) gelten insoweit die 
handelsrechtlichen Regelungen auch für die steuer-
liche Gewinnermittlung. 

Hinsichtlich der Bewertung der Schadenrückstellun-
gen bestehen in der Praxis zwischen der Versiche-
rungswirtschaft und der Finanzverwaltung seit Jah-
ren Meinungsunterschiede. Hierbei  geht es um die 
Frage, ob die individuelle Bewertung der Risiken ei-
nes einzelnen Bewertungsobjekts durch einen pau-
schalen Abschlag innerhalb eines Versicherungs-
zweigs aufgrund der Erfahrungen der Vergangenheit 

aus der Abwicklung von Versicherungsfällen korri-
giert werden muß. 

Zur Klärung des Meinungsstreits ist eine klarstel-
lende gesetzliche Regelung im Körperschaftsteuer-
gesetz geboten. 

Der Jahresabschluß hat unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung auch ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft zu vermitteln (§ 264 Abs. 2 HGB). Vernünftiger 
kaufmännischer Beurteilung entspricht es dabei, den 
rückstellungsbegründenden Sachverhalt nicht nur in 
seinen negativen Aspekten zu erfassen, sondern 
auch die positiven Merkmale zu berücksichtigen, die 
die Wahrscheinlichkeit einer Inanspruchnahme min-
dern oder gar aufheben, weil der Kaufmann insoweit 
wirtschaftlich und rechtlich nicht belastet wird (BFH-
Urteil vom 17. Februar 1993, BStBl II S. 437). 

Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (Ur-
teil vom 17. Februar 1993, a. a. O.) ist für die Bewer-
tung von Rückstellungen auch auf die Erfahrungen 
der Vergangenheit zurückzugreifen. Dies gilt insbe-
sondere für Schadenrückstellungen, da sich insoweit 
aus bereits erfolgten Schadenabwicklungen Erkennt-
nisse für die wahrscheinliche Inanspruchnahme aus 
noch nicht abgewickelten Schadenfällen gewinnen 
lassen. Auf die insoweit vorgesehene Klarstellung in 
den allgemeinen Gewinnermittlungsvorschriften des 
Einkommensteuergesetzes (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG) 
wird verwiesen. 

Nach dem sowohl im Handelsrecht als auch im Steu-
errecht geltenden Grundsatz der Einzelbewertung 
muß zunächst jedes einzelne Wi rtschaftsgut und jede 
einzelne Verbindlichkeit für sich bewe rtet werden, 
d. h. für die Schadenrückstellung: Es muß das objek-
tive Risiko des einzelnen Schadenfalles mit Blick auf 
die voraussichtliche tatsächliche Inanspruchnahme 
möglichst zutreffend geschätzt werden. Dieses Erfor-
dernis zwingt jedoch dazu, in einem zweiten Schritt 
die Erfahrung aus der Vergangenheit in der Summe 
der Fälle eines bestimmten Versicherungszweigs in 
die Bewertung mit einzubeziehen, da nur in der Ge-
samtbetrachtung die Folgen z. B. der Abwehrbemü-
hungen der Versicherungsunternehmen oder des 
Auftauchens gestohlener Gegenstände etc. auf ihre 
Auswirkung für die zukünftige Inanspruchnahme 
aus Schadenfällen beurteilt werden kann. Die gegen-
wärtig in der Bilanzierungspraxis der Versicherungs-
unternehmen festzustellenden Besserregulierungen 
verdeutlichen dies. Eine zusammengefaßte Bewer-
tung auf der Grundlage eines Gesamtbestandes wird 
nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (Ur-
teil vom 22. November 1988, BStBl 1989 II S. 359) ver-
langt, wenn aus einem Gesamtbestand gleicha rtiger 
Verbindlichkeiten ein bestimmter Anteil nicht erfüllt 
werden muß, diese Verbindlichkeiten aber indivi-
duell nicht bestimmt werden können. Gleiches muß 
gelten, wenn die Verbindlichkeiten zwar individuell 
erfaßt, aber hinsichtlich ihres Risikos nur in ihrer 
Summe aufgrund einer Gesamtbetrachtung zutref-
fend bestimmt werden können. Dieser Umstand er-
fordert dann zwar keine Gruppenbewertung, son-
dern lediglich einen pauschalen Abschlag auf den im 
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übrigen einzelbewerteten Gesamtbestand der Ver-
bindlichkeiten eines Versicherungszweigs. 

Zur Ermittlung des pauschalen Abschlags werden 
die Erkenntnisse aus der Vergangenheit für die ein-
zelnen Versicherungszweige mit Hilfe einer sog. Ab-
laufverprobung überprüft. Die Ablaufverprobung hat 
die Ablaufgeschwindigkeit zu berücksichtigen und 
ist nach Schadenzugangsjahren vorzunehmen. Dar-
aus resultiert für die einzelnen Jahre das folgende 
Schema: 

Schadensreserven zu Beginn des Wirtschaftsjahres u 

./. Schadenszahlungen 	 ./. v 

./. Auflösungen (saldiert) 	 ./. w 

Schadensreserven zum Ende des Wi rtschaftsjahres x 

Abgewickeltes Volumen 	 y = v + w 

Prozentuale Besserregulierung 	z = w • 100/y 

Zur Berücksichtigung von Unsicherheiten in der Ab-
laufverprobung und Unsicherheiten, die sich daraus 
ergeben, daß sich Schadenstrukturen gegenüber der 
Vergangenheit durch veränderte Verhältnisse ver-
schieben können, kann der pauschale Abschlag 
(Minderungsbetrag) um einen Sicherheitsabschlag 
gekürzt werden. 

Zu Nummer 2 (§ 23) 

Der allgemeine Körperschaftsteuersatz für einbe-
haltene Gewinne wird von 45 % auf 40 % und der er-
mäßigte Satz von 42 % auf 37 % gesenkt. 

Der Körperschaftsteuersatz für das ZDF wird ent-
sprechend von 6,7 % auf 5,9 % der Entgelte aus Wer-
besendungen gesenkt. 

Zu Nummer 3 (§ 27 Abs. 1) 

Die Körperschaftsteuer-Belastung für ausgeschüttete 
Gewinne wird von 30 % auf 28 % herabgesetzt. 

Zu Nummer 4 (§ 30 Abs. 1) 

Die Änderung in Absatz 1 ist eine redaktionelle Fol-
geänderung zu Nummer 2 (§ 23) und zu Nummer 3 
(§ 27 Abs. 1). 

Zu Nummer 5 (§ 31) 
 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung 
zu Nummer 2 (§ 23) und zu Nummer 3 (§ 27 Abs. 1) . 

Zu Nummer 6 (§ 32) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung 
zu Nummer 2 (§ 23) und zu Nummer 3 (§ 27 Abs. 1). 

Zu Nummer 7 (§ 35) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aus der An-
derung des § 27 Abs. 1. 

Zu Nummer 8a (§ 54 Abs. 1) 

Die Vorschrift enthält die erforderliche Übergangs- 
und Schlußvorschrift. 

Zu Nummer 8 b (§ 54 Abs. 10a) 

Die Änderungen in Satz 1 enthalten die erforderli-
chen Übergangs- und Schlußvorschriften. Die Ände-
rung in Satz 2 regelt die erstmalige Anwendung für 
die von 30 % auf 28 % herabgesetzte Körperschaft-
steuer-Ausschüttungsbelastung. Die Vorschrift korre-
spondiert mit der Regelung des § 52 Abs. 27 a EStG, 
die die Seite des Anteilseigners bet rifft. 

Zu Nummer 8c (§ 54 Abs. 10b) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung 
zu Nummer 9f (§ 54 Abs. 11 c). 

Zu Nummer 8 d (§ 54 Abs. 11a) 

aa) Die Änderung in Satz 2 ist eine redaktionelle An-
passung. 

bb) Die Änderung in Satz 4 ist eine redaktionelle An-
passung . 

cc) Nach dem neuen Satz 6 in Absatz 11 a hat die 
Umgliederung Vorrang vor der Verwendungsfik-
tion nach § 28 Abs. 2 und 3. Das bedeutet für eine 
im Wirtschaftsjahr 1998 beschlossene Gewinn-
ausschüttung für ein früheres Wi rtschaftsjahr, die 
erst im Wirtschaftsjahr 1999 oder später bei der 
ausschüttenden Körperschaft abfließt, daß dafür 
nach § 28 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 28 
Abs. 3 Satz 1 nicht der ohne die Umgliederung 
als verwendet geltende Teilbetrag EK 50, son-
dern der sich aus der Umgliederung ergebende 
Zugang zum Teilbetrag EK 45 als verwendet gilt, 
auch wenn dieser Teilbetrag dadurch negativ wird. 

Der neue Satz 7 regelt für den Fall, daß zum 
Schluß des letzten vor dem 1. Januar 1999 enden-
den Wirtschaftsjahres sowohl ein positiver Teil-
betrag EK 50 als auch ein negativer Teilbetrag 
EK 45 umzugliedern sind, die Reihenfolge der 
Umgliederung. 

Zu Nummer 8e und f (§ 54 Abs. 11 Bund 11c) 

Der neue Absatz 11 b enthält die Umgliederungsvor-
schrift für den Teilbetrag EK 45. Er sieht die Umglie-
derung des noch vorhandenen positiven Teilbetrags 
EK 45 zum Ende des letzten vor dem 1. Januar 1999 
endenden Wirtschaftsjahrs vor. Die Absenkung des 
Thesaurierungssatzes von 45 % auf 40 % und des 
Ausschüttungssatzes von 30 % auf 28 % rechtfertigt 
eine frühzeitige vorzeitige Umgliederung. Im übrigen 
wird so vermieden, daß eine Leerschüttung des noch 
vorhandenen Teilbetrags EK 45 zu unverhältnismä-
ßig hohen Steuerausfällen führt. Ein noch vorhande-
ner positiver Teilbetrag EK 45 ist dem neu entstande-
nen Teilbetrag EK 40 in der Höhe hinzuzurechnen, 
der seiner bisherigen Tarifbelastung entspricht. Der 
Tarifbelastung entspricht eine Hinzurechnung von 
27/22 des noch vorhandenen Teilbetrags EK 45. Zur 
Anpassung des verwendbaren Eigenkapitals an das 
in der Steuerbilanz auszuweisende Betriebsvermö-
gen muß der nicht belastete Teilbetrag EK 02 ent-
sprechend verringert werden. Er ist deshalb um 5/22 
des vorhandenen EK 45 zu kürzen. Ein negativer 
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Teilbetrag EK 45 ist bereits zum Schluß des jeweili-
gen nach dem 31. Dezember 1997 endenden Wi rt

-schaftsjahres zu gleichen Werten in den neuen Teil-
betrag EK 40 umzugliedern. Auch in den Folgejahren 
neu entstehende Negativbeträge beim Teilbetrag 
EK 45 sind jeweils zum Ende des betreffenden Wi rt

-schaftsjahres in den Teilbetrag EK 40 umzugliedern. 
Satz 5 regelt in Ergänzung des § 28 Abs. 3 die Ver-
wendungsreihenfolge für den Teilbetrag EK 45. 
Satz 6 regelt, daß bei verspätet abgeflossenen Aus-
schüttungen die Umgliederungsvorschrift nach § 54 
Abs. 11 b der Verrechnungsvorgabe in § 28 Abs. 2 
und Abs. 3 vorgeht (vgl. dazu Begründung zu 
Nummer 8 d Doppelbuchstabe cc). 

Satz 1 des neuen Absatzes 11 c regelt die Umgliede-
rung des bisherigen Teilbetrags EK 30. Dieser entfällt 
künftig wegen der Absenkung der Ausschüttungsbe-
lastung auf 28 vom Hunde rt . Satz 2 des neuen 
Absatzes 11 c regelt in Ergänzung des § 28 Abs. 3 die 
Verwendungsreihenfolge für den Teilbetrag EK 30. 

Zu Artikel 3 (Solidaritätszuschlaggesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 3) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Die Änderung steht im Zusammenhang mit der Sen-
kung des Zuschlagsatzes von 7,5 vom Hundert auf 
5,5 vom Hundert durch den neu gefaßten § 4. Sie 
dient der zeitlichen Abgrenzung zur Anwendung des 
gesenkten Zuschlagsatzes im Veranlagungs-, Vor-
auszahlungs- sowie Steuerabzugsverfahren. 

Da der neue Zuschlagsatz von 5,5 vom Hundert ab dem 
1. Januar 1998 gelten soll, ist er von solchen Vorauszah-
lungen zu erheben, die für Veranlagungszeiträume ab 
1998 entrichtet werden. Die Beschränkung auf für 
Veranlagungszeiträume ab 1998 entrichtete Voraus-
zahlungen verhindert, daß der neue Zuschlagsatz 
auch auf nachträgliche Vorauszahlungen, für zurück-
liegende Veranlagungszeiträume angewandt wird. 

Bei Arbeitnehmern ist Bemessungsgrundlage für 
den gesenkten Solidaritätszuschlag grundsätzlich die 
nach § 51a Abs. 2 a des Einkommensteuergesetzes 
berechnete Lohnsteuer für Zeiträume ab dem 1. Ja-
nuar 1998, beim Steuerabzug vom Kapitalertrag und 
beim Zinsabschlag entsprechend die ab diesem Zeit-
punkt jeweils einzubehaltenden Beträge an Kapital-
ertragsteuer und Zinsabschlag sowie beim Steuerab-
zug bei beschränkt Steuerpflichtigen nach § 50 a des 
Einkommensteuergesetzes der ab diesem Zeitpunkt 
einzubehaltende Steuerabzugsbetrag. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

§ 3 Abs. 3 schränkt die Erhebung des Solidaritätszu-
schlags bei einkommensteuerpflichtigen Personen 
insoweit ein, als die Bemessungsgrundlage für den 
Solidaritätszuschlag in den Fä llen des § 32a Abs. 5 
oder 6 des Einkommensteuergesetzes den Betrag 
von 3 672 DM, in anderen Fällen den Betrag von 
1 836 DM nicht übersteigt (soziale Komponente). Da-
mit bleiben auch nach Absenkung des Solidaritätszu-
schlages die Nullzone von ca. 100/200 DM und die 
Gleitregelung erhalten. 

Die Änderung des § 3 Abs. 3 (Einleitungssatz) nimmt 
die Fälle, in denen ein Steuerabzug nach § 50a des 
Einkommensteuergesetzes einbehalten wird sowie in 
denen Kapitalertragsteuer oder Zinsabschlag zu er-
heben sind, von dieser Regelung aus. 

Die soziale Komponente dient der Wahrung der Be-
steuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit und war bereits im Solidaritätszuschlaggesetz 
1995 in der Fassung des Gesetzes zur Umsetzung des 
Föderalen Konsolidierungsprogramms vom 23. Juni 
1993 (BGBl. I S. 944) enthalten. Bezieher niedriger 
Einkommen wurden dadurch von der Zahlung des 
Solidaritätszuschlags freigestellt. Die Erhebungs-
grenzen des § 3 Abs. 3 sind deshalb auf das Kalen-
derjahr bezogen. Nur so erfüllen sie den genannten 
Zweck. Hiervon ausgehend hatte bereits bisher der 
Vergütungsschuldner bei beschränkt Steuerpflichti-
gen, die dem Steuerabzug nach § 50a des Einkom-
mensteuergesetzes unterliegen, unabhängig von der 
Höhe des Steuerabzugs stets auch den Solidaritäts-
zuschlag einzubehalten und abzuführen. Der be-
schränkt Steuerpflichtige hatte nach Ablauf des Ka-
lenderjahrs auch keinen Erstattungsanspruch hin-
sichtlich des einbehaltenen Solidaritätszuschlags, 
selbst wenn im Kalenderjahr der Steuerabzugsbetrag 
bzw. die Summe der Steuerabzugsbeträge im Sinne 
des § 50 a des Einkommensteuergesetzes die Beträge 
von 2 664/1 332 DM (1996) bzw. 1 836/3 672 DM 
(1998) nicht überstiegen. Mit dem Steuerabzug nach 
§ 50a des Einkommensteuergesetzes war die Ein-
kommensteuer abgegolten (§ 50 Abs. 5 Satz 1 EStG). 
Dies galt nach § 51 a Abs. 3 des Einkommensteuerge-
setzes für den Solidaritätszuschlag entsprechend. 

Angesichts des pauschalen Besteuerungsverfahrens 
wäre bei dem betroffenen Kreis der beschränkt 
Steuerpflichtigen eine solche soziale Komponente 
nicht sinnvoll. 

Ausgehend von der Jahresbezogenheit der Erhe-
bungsgrenzen des § 3 Abs. 3 entspricht die Anwen-
dung der sozialen Komponente auch bei der Erhebung 
von Zinsabschlag und Kapitalertragsteuer wegen der 
unkontrollierbaren mehrfachen Anwendung bei jeder 
Zinszahlung nicht dem Zweck dieser Regelung. Diese 
Fälle werden deshalb ebenfalls von der Anwendung 
der sozialen Komponente ausgenommen. 

Die Gesetzesänderung dient insoweit nur der Klar-
stellung und entspricht der bisherigen Verwaltungs-
praxis. 

Zu den Buchstaben c und d (Absätze 4 und 5) 

Die Absätze 4 und 5 setzen die neue Nullzone des 
Absatzes 3 für den Bereich der Lohnsteuer um. 

Zu Nummer 2 (§ 4) 

Die Änderung des § 4 senkt den Solidaritätszuschlag 
von 7,5 vom Hundert auf 5,5 vom Hunde rt . 

Zu Nummer 3 (§ 6) 

Die Ergänzung der Anwendungsregelung stellt si-
cher, daß die im Zusammenhang mit der Senkung 
des Zuschlagsatzes erfolgten Änderungen der §§ 3 
und 4 ab 1. Januar 1998 wirksam werden. 
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Zu Artikel 4 (Gesetz über den Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern) 

Die Abgabe von 7 Umsatzsteuerpunkten an die Län-
dergesamtheit durch den Bund dient ab 1995 auf 
der Grundlage des Föderalen Konsolidierungspro-
gramms der Anhebung der Steuerkraft der neuen 
Länder auf 92 vom Hundert des Länderdurchschnitts 
im Wege der horizontalen Verteilung der Umsatz-
steuer zwischen den Ländern. Der Zusammenhang 
zwischen dem geschätzten Volumen dieser Auffül-
lung der Steuerkraft der neuen Länder auf 92 vom 
Hundert des Länderdurchschnitts über den ho rizon-
talen Umsatzsteuerausgleich und der Abgabe der 
Umsatzsteuerpunkte an die Ländergesamtheit ergibt 
sich aus dem Gesetzentwurf des Bundesrates für die 
Neuregelung des Finanzausgleichs, der Eingang in 
das FKP-Gesetz gefunden hat. Dieser Zusammen-
hang und die Pflicht der Länder zur Rückgabe der 
für die Auffüllung auf 92 vom Hundert des Durch-
schnitts der Steuerkraft aller Länder nicht benötigten 
Anteile der 7 Umsatzsteuerpunkte an den Bund wur-
de im Vorblatt des Gesetzentwurfs des Bundesrates 
zur Neuregelung des Finanzausgleichs (BR-Druck-
sache 163/93/Beschluß) vom 26. März 1993 aus-
drücklich anerkannt. 

Die Einnahmen der Länder aus den 7 Umsatzsteuer-
punkten werden 1998 nach Abzug von 2,1 Mrd. DM 
für Annuitäten des Fonds „Deutsche Einheit" die 
Mittel für die Vorwegauffüllung im Rahmen der hori-
zontalen Umsatzsteuerverteilung übersteigen. Dies 
führt zu einem Überschuß der Länder in Höhe von 
1,5 Mrd. DM. Dementsprechend wird der Länderan-
teil an der Umsatzsteuer 1998 um 0,6 vom Hundert 

gesenkt; der Anteil des Bundes wird entsprechend 
erhöht. Diese auf den Bund zu übertragenden Mittel 
werden zur Finanzierung der Rückführung des Soli-
daritätszuschlags eingesetzt. 

Damit ergibt sich ein Bundesanteil an der Umsatz-
steuer 1998 in Höhe von 51,1 vom Hundert und ein 
Länderanteil in Höhe von 48,9 vom Hunde rt . 

Zu Artikel 5 (Änderung des Gemeindefinanz

-

reformgesetzes) 

Die im Rahmen des Steuerreformgesetzes 1998 vor-
gesehenen Maßnahmen zur Finanzierung der Sen-
kung der Steuersätze führen nicht nur zu Mehrein-
nahmen bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
für Bund, Länder und Gemeinden, sondern zusätz-
lich zu Mehreinnahmen bei der den Gemeinden zu-
fließenden Gewerbesteuer. Da die Gemeinden bei 
der Gewerbesteuer als Folge der Senkung der Steu-
ersätze keine Mindereinnahmen zu erwarten haben, 
führt dies zu einer Überfinanzierung der gemeind

-

lichen Ebene. Durch eine Erhöhung der von den Ge-
meinden je hälftig an Bund und Länder abzuführen-
den Gewerbesteuerumlage wird sichergestellt, daß 
sich hieraus keine einseitige Bevorzugung der ge-
meindlichen Ebene im Vergleich zu Bund und Län-
dern ergibt. 

Zu Artikel 6 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten nach der Ver-
kündung des Gesetzes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 712. Sitzung am 16. Mai 
1997 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes be-
schlossen, zu dem Gesetzentwurf wie folgt Stellung 
zu nehmen: 

1. Der Bundesrat lehnt den Gesetzentwurf ab. 

Begründung: 

a) Der Gesetzentwurf vermag die Aussichten für 
Investitionen und Arbeitsplätze nicht entschei-
dend zu verbessern. 

Die gegenwärtige wirtschaftliche Lage ist 
gekennzeichnet durch eine ausgesprochene 
Schwäche der Binnennachfrage. Bei damit ein-
hergehender mangelnder Kapazitätsauslastung 
bleiben die Unternehmensinvestitionen hinter 
dem arbeitsmarktpolitisch Erforderlichen zu-
rück - trotz ansonsten günstiger Rahmenbedin-
gungen für die Unternehmen: So bleibt der An-
stieg der Reallöhne seit längerem weit hinter 
dem Anstieg der Arbeitsproduktivität zurück 
und herrscht ein hohes Maß an Preisstabilität; 
vor allem aber sinkt - auch durch die Steuer-
rechtsänderungen der letzten Jahre - der Anteil 
der Steuereinnahmen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen am Gesamtsteueraufkommen 
seit Jahren kontinuierlich, obwohl der Anteil 
der Unternehmensgewinne am Bruttoinlands-
produkt erheblich gestiegen ist. 

Bei dieser Ausgangslage können auch weitere 
Senkungen der Steuersätze für Einkünfte aus 
Unternehmertätigkeit nicht in nennenswertem 
Ausmaß zum Entstehen neuer Arbeitsplätze 
beitragen. Dies gilt in besonderem Maße für 
die vorgesehene Senkung der Steuersätze für 
gewerbliche Einkünfte im Rahmen der Ein-
kommensteuer. Dort  wird nicht differenzie rt 

 zwischen im Unternehmen verbleibenden, für 
arbeitsplatzschaffende Investitionen zur Verfü-
gung stehenden Einkünften und Gewinnen, die 
zur privaten Verwendung entnommen werden. 

b) Die im Gesetzentwurf vorgesehene Gegenfi-
nanzierung ist zudem finanzpolitisch unsolide. 

Die zum 1. Januar 1998 vorgesehenen tarif-
lichen Steuerentlastungen führen mit sofortiger 
Wirkung zu entsprechenden Steuerminderein-
nahmen. Demgegenüber ist die einzige Gegen-
finanzierungsmaßnahme, die in 1998 mit ähn-
licher Sicherheit zu Steuermehreinnahmen ge-
führt hätte, - die Begrenzung der Tarifbegünsti-
gung nach § 34 EStG bereits für 1997 - abwei-
chend vom öffentlich vorgestellten Referenten-
entwurf im Gesetzentwurf nicht mehr enthalten. 
Bei den nunmehr ausschließlich den bilanziellen 
Bereich betreffenden Gegenfinanzierungsmaß-
nahmen ist äußerst fraglich, ob die für 1998 er-
rechneten Mehreinnahmen tatsächlich eintreten. 

c) Die Gegenfinanzierung der angestrebten Sen-
kung der Steuersätze ist in dem Gesetzentwurf 
nicht nachvollziehbar dargelegt worden. Es 
besteht somit das Risiko einer weiteren Ver-
schlechterung der Einnahmesituation der kom-
munalen Haushalte. 

d) Erforderlich ist vielmehr eine Abgaben- und 
Steuerreform aus einem Guß. 

Dazu gehört vorrangig eine deutliche Senkung 
der Lohnnebenkosten durch steuerfinanzierte 
Herausnahme von versicherungsfremden Lei-
stungen aus der Arbeitslosen- und der Ren-
tenversicherung • zum frühestmöglichen Zeit-
punkt, spätestens zum 1. Januar 1998. Die dafür 
notwendige Umfinanzierung sollte in erster 
Linie durch eine ökologische Steuerreform er-
folgen. 

Diese Senkung muß ergänzt werden durch eine 
Steuerreform mit einer Entlastung insbeson-
dere der Arbeitnehmer und Familien bereits 
zum 1. Januar 1998. Angesichts der äußerst 
angespannten Lage der öffentlichen Haushalte 
ist diese Steuerreform aufkommensneutral zu 
finanzieren. 

Durch eine solche Abgaben- und Steuerreform 
werden sowohl die Unternehmen von arbeits-
platzbezogenen Kosten entlastet als auch die 
Nettolöhne der Arbeitnehmer steigen, und 
Nachfrage wie Investitionen werden gleicher-
maßen gestärkt. 

2. Unabhängig von den Ausführungen in Nummer 1 
stellt der Bundesrat fest: 

Der Bundesrat weist die Forderung des Bundes 
auf die Übertragung von Umsatzsteueranteilen zu-
rück. Die vom Bund zitierte Äußerung in einem 
Vorblatt zu einem Gesetzentwurf des Bundesrates 
vom 23. März 1993 verweist lediglich auf eine 
Rechtslage des Artikels 106 Abs. 4 des Grundge-
setzes und wurde im übrigen durch den Gesetzes-
beschluß des Deutschen Bundestages vom 27. Mai 
1993 überholt. 

Der Bund benötigt auch keine Umsatzsteuer

-

punkte zur Finanzierung der geplanten Senkung 
des Solidaritätszuschlags. Denn die im Rahmen 
des Solidarpakts vom Bund übernommenen Ver-
pflichtungen aus der Übernahme der Erblasten 
blieben bisher und bleiben auch künftig deutlich 
hinter den dem Solidarpakt zugrundegelegten An-
nahmen zurück. Den damals angenommenen jähr-
lichen Belastungen von rd. 40 Mrd. DM stehen 
tatsächliche Belastungen von lediglich bis zu rd. 
25 Mrd. DM pro Jahr entgegen. Die Finanzkraft 
der Länder hat sich demgegenüber nicht im glei-
chen Ausmaße verbessert. 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/7775 

Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Zu Nummer 1 

Die Bundesregierung hält an ihrem Gesetzentwurf 
fest. 

Nach Auffassung der Bundesregierung enthält der 
Gesetzentwurf des Steuerreformgesetzes 1998 die 
geeigneten Maßnahmen zur Verbesserung der Inve-
stitionstätigkeit und zur Schaffung zukunftssicherer 
Arbeitsplätze. Die Bundesregierung sieht sich durch 
die Gutachten der Wirtschaftsforschungsinstitute, 
durch die Wirtschaftsverbände und namhafte Stim-
men der Finanz- und Steuerrechtswissenschaft in 
dieser Einschätzung bestätigt. 

Mit dem Entwurf des Steuerreformgesetzes 1998 
werden in einem ersten Reformschritt Maßnahmen 
zur Strukturverbesserung des Steuerrechts ergriffen, 
die zu einem transparenteren Steuersystem und 
zu einer gerechten, am Leistungsfähigkeitsprinzip 
orientierten Besteuerung führen. 

Die Absenkung der für die Standortentscheidung 
von Investoren psychologisch bedeutsamen Ertrag-
steuersätze für gewerbliche Einkünfte bei gleichzei-
tiger Verbreiterung der Bemessungsgrundlage wird 
positive Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt haben. 

Eine Begünstigung allein des im Bet rieb verbleiben-
den Gewinns durch niedrige Steuersätze, die im Ein-
kommensteuerrecht bereits einmal zugelassen war, 
hat sich als ökonomisch ungeeignet, äußerst kompli-
ziert und mißbrauchsanfällig erwiesen. 

Die Absenkung der Steuersätze für gewerbliche Ein-
künfte wird durch eine Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage im Bereich der Unternehmensbe-
steuerung gegenfinanziert. Das Wertaufholungsge-
bot und die Einschränkung der Bildung von Rück-
stellungen für drohende Verluste aus schwebenden 
Geschäften entsprechen im übrigen Vorschlägen des 
nordrhein-westfälischen Finanzministeriums zur Ob-
jektivierung der Gewinnermittlung. 

 
Die Rückführung des Solidaritätszuschlags stärkt die 
unternehmerische und private Finanzkraft im Um-
fang von 7 1/2 Mrd. DM; sie stellt zusätzliche liquide 
Mittel für neue Investitionen zur Verfügung. 

Dagegen hat eine allein auf die Schaffung von mehr 
Kaufkraft gerichtete Steuerpolitik, die die direkten 
Investitionsbedingungen der Unternehmen nicht ver-
bessert, nur eine begrenzte Wirkung. Eine solche 
allein auf den nationalen Bereich beschränkte Politik 
übersieht die internationale Dimension der Märkte 
und die Globalisierung der Wirtschaft. Dadurch 
würde ein Großteil der zusätzlich geschaffenen 
Nachfrage im Ausland wirksam werden, während 
die Finanzierung durch den deutschen Steuerzahler 
zu tragen wäre. 

Eine isolierte und steuerfinanzierte Absenkung von 
Lohnnebenkosten durch die Herausnahme versiche-
rungsfremder Leistungen ohne die notwendigen vor-
hergehenden Strukturreformen der Sozialversiche-
rungssysteme löst nicht die strukturellen Probleme 
der Sozialversicherungen. Jede ökologische Kompo-
nente im Steuersystem muß die internationale Wett-
bewerbssituation Deutschlands und mögliche ökono-
mische Folgen berücksichtigen. Eine „Steuer- und 
Abgabenreform aus einem Guß" läßt sich nur errei-
chen, wenn beide Reformprojekte durchgeführt wer-
den: Die Gestaltung eines wachstums- und beschäfti-
gungsfreundlichen Steuerrechts und die Reform der 
Sozialversicherungssysteme. 

Zu Nummer 2 

An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Die Länder haben sich im Gesetz zur Umsetzung des 
Föderalen Konsolidierungsprogramms zur Rückgabe 
von Umsatzsteuer-Punkten politisch verpflichtet. 




